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und der Republik Türkei über Soziale Sicherheit und zu der 
Vereinbarung vom 2. November 1984 zur Durchführung des Abkommens 


A. Zielsetzung 

In der Zeit seit dem inkrafttreten des Abkommens vom 30. April 
1964 (in der Fassung des Änderungsabkommens vom 28. Mai 
1969 und des Zwischenabkommens vom 25. Oktober 1974) hat 
sich das innerstaatliche Recht beider Vertragsstaaten geändert. 
Schließlich haben praktische Erfahrungen bei der Durchführung 
des Abkommens eine Änderung und Ergänzung des Abkommens 
notwendig gemacht. 

B. Lösung 

Durch das Zusatzabkommen und die Durchführungsvereinbarung 
wird das geltende Vertragswerk der Fortentwicklung des inner- 
staatlichen Rechts beider Vertragsstaaten angepaßt. Gieichzeitig 
wird dadurch den in der Zwischenzeit bei der Durchführung des 
Abkommens gemachten Erfahrungen Rechnung getragen. 

Mit dem voriiegenden Entwurf des Vertragsgesetzes sollen die 
Übereinkünfte die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
erhalten. 

C. Alternativen 


keine 
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D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht unmitteibar mit Kosten beiastet; für den Bund erge- 
ben sich geringfügige mitteibare finanzieiie Auswirkungen im Hin- 
biick auf den Bundeszuschuß zur knappschaftiichen Rentenversi- 
cherung. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (32) - 806 06 - So 59/86 Bonn, den 17. September 1986 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Zusatzabkommen vom 2. November 1984 zum 
Abkommen vom 30. April 1 964 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Türkei über Soziale Sicherheit und zur Vereinbarung vom 
2. November 1984 zur Durchführung des Abkommens mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Zusatzabkommens zum Abkommen vom 30. April 1 964 und 
die Vereinbarung vom 30. April 1964 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Türkei über Soziale Sicherheit in deutscher und 
türkischer Sprache sowie die Denkschrift zum Zusatzabkommen und die 
Denkschrift zur Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens sind gleich- 
falls beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat In seiner 552. Sitzung am 14. Juni 1985 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus 
Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt, die auch die 
Verbalnoten vom 27. März/24. Juni 1986 enthält. 

Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Zusatzabkommen vom 2. November 1 984 zum Abkommen vom 30. April 1 964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei 

über Soziale Sicherheit 

und zu der Vereinbarung vom 2. November 1984 
zur Durchführung des Abkommens 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Den folgenden, in Ankara am 2. November 1984 
Unterzeichneten zwischenstaatlichen Übereinkünften 
wird zugestimmt: 

1 . Dem Zusatzabkommen zum Abkommen vom 30. April 

1 964 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Türkei über Soziale Sicherheit (BGBl. 

1 965 II S. 1 1 69), geändert durch das Änderungs- 
abkommen vom 28. Mai 1 969 (BGBl. 1 972 II S. 1 ) und 
das Zwischenabkommen vom 25. Oktober 1974 
(BGBl. 1975 II S. 373), 

2. der Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens. 

Das Zusatzabkommen und die Durchführungsvereinba- 
rung werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Artikel 2 des Gesetzes vom 1 3. September 1 965 zu 
dem Abkommen vom 30. April 1 964 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Türkei über 
Soziale Sicherheit (BGBl. 1 965 II S. 1 1 69) wird wie folgt 
geändert: 


1 . In Satz 1 werden nach dem Wort „Abkommens“ die 
Worte „und der Vereinbarung zur Durchführung des 
Abkommens“ eingefügt. 

2. Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die zur Durchführung des Ausgleichs erforderlichen 
Mittel werden durch Umlage auf alle Träger der Kran- 
kenversicherung im Verhältnis der durchschnitt- 
lichen Mitgliederzahl des der Durchführung der 
Umlage vorangegangenen Kalenderjahres, ohne 
Rentner, aufgebracht.“ 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzabkommen nach sei- 
nem Artikel 4 Abs. 2 und die Vereinbarung zur Durch- 
führung des Abkommens nach ihrem Artikel 16 in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Zusatzabkommen und die Vereinbarung zur 
Durchführung des Abkommens findet Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sie sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da durch das 
Vertragsgesetz in Verbindung mit dem Zusatzabkom- 
men und der Durchführungsvereinbarung das Verwal- 
tungsverfahren von Landesbehörden geregelt wird. 


Zu Artikel 2 

Mit der Änderung des Artikels 2 Satz 1 des Vertragsge- 
setzes zum Abkommen erfolgt die notwendige Bezug- 
nahme auf die Durchführungsvereinbarung. Aufgrund 
der Änderung des Artikels 2 Satz 3 des Vertragsgeset- 
zes zum Abkommen sind bei dem Umlageschlüssel, mit 
dessen Hilfe die Aufwendungen der deutschen Kran- 
kenversicherungsträger für nach türkischem Recht ver- 
sicherte Personen auf alle deutschen Träger der Kran- 
kenversicherung verteilt werden, die Rentner nicht zu 
berücksichtigen. Dadurch wird eine ungleiche Bela- 
stung der Krankenkassen je nach der Zahl der bei ihnen 
versicherten Rentner vermieden. 


Zu Artikel 3 

Das Zusatzabkommen und die Durchführungsvereinba- 
rung sollen auch auf das Land Berlin Anwendung finden; 
das Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor- 
dernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Zusatzab- 
kommen nach seinem Artikel 4 Abs. 2 und die Vereinba- 
rung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Arti- 
kel 1 6 in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh- 
rung des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten bela- 
stet. 

Für den Bund ergeben sich geringfügige mittelbare 
finanzielle Auswirkungen im Hinblick auf den Bundes- 
zuschuß zur knappschaftlichen Rentenversicherung. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das allgemeine 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die Unter- 
nehmen und die betroffenen Personen nicht entstehen. 
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Zusatzabkommen 

zum Abkommen vom 30. April 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei 
über Soziale Sicherheit 

in der Fassung des Änderungsabkommens vom 28. Mai 1969 
und des Zwischenabkommens vom 25. Oktober 1 974 

28 Mayis 1969 Tarihli Tadil Anla^masi ile 
25 Ekim 1974 Tarihli Ara Anla^ma Metnindeki 
30 Nisan 1964 Tarihli Türk-Alman Sosyal 
Güvenlik Sözle^mesine ili^kin 

Ek Sözle^me 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Türkei 

haben zur Änderung und Ergänzung des Abkommens über 
Soziale Sicherheit vom 30. April 1964 in der Fassung des 
Änderungsabkommens vom 28. Mal 1 969 und des Zwischen- 
abkommens vom 25. Oktober 1 974— im folgenden Abkommen 
genannt — folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

1. Artikel 1 Nummer 3 des Abkommens erhält folgende 
Fassung: 

„3. „Zuständige Behörde“ 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland den 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 

in bezug auf die Republik Türkei 

das Ministerium für Arbeit und Soziale Sicherheit oder 

das jeweils beteiligte andere Ministerium;“ 

2. Artikel 2 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„(1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes 
bestimmt, bezieht es sich 

1 . auf die deutschen Rechtsvorschriften über 

a) die Krankenversicherung sowie den Schutz der 
erwerbstätigen Mutter, soweit sie die Gewährung 
von Geld- und Sachleistungen durch die Träger 
der Krankenversicherung zum Gegenstand 
haben, 

b) die Unfallversicherung, 

c) die Rentenversicherung und die hüttenknapp- 
schaftliche Zusatzversicherung, 

d) die Altershilfe für Landwirte, 

e) das Kindergeld für Arbeitnehmer, 

2. auf die türkischen Rechtsvorschriften über 

a) die Krankenversicherung, Mutterschaftsversiche- 
rung, Versicherung gegen Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten und die Invallditäts-, Alters- 
und Hinterbliebenenversicherung für Arbeitneh- 
mer, 

b) die Pensionskasse der Republik Türkei für Beamte 
und Angestellte des Staates, 


Türkiye Cumhuriyeti 
ile 

Almanya Federal Cumhuriyeti 

28 Mayis 1969 Tarihli Tadil Anla^masi ile 25 Ekim 1974 
Tarihli Ara Anla^ma Metnindeki 30 Nisan 1964 tarihli Sosyal 
Güvenlik Sözle^mesinin tadili ve tamamlanmasi ile ilgili olarak 
a^agidaki hususlari kararla^tirmi^lardir: 


Madde I 

1- Sözle^menin 1 inci maddesinin 3 üncü numarasinin metni 
^öyledir: 

“3„. “Yetkili Makam„ 

Almanya Federal Cumhuriyeti bakimindan,Qali?ma ve 
Sosyal Düzen Bakani, 

Türkiye Cumhuriyeti bakimindan, 

Qali^ma ve Sosyal Güvenlik BakanliQi ve gerektiginde 
diger Bakanlik, 

2- Sözle^menin 2 ncl maddesinin metni ^öyledir: 

“(1) Bu Sözle^me hükümleri, Sözle^mede aksine bir 
hüküm yoksa, 

1- Alman mevzuati bakimindan, 

a) Para ve sagiik yardimlarinin Alman Hastalik Slgor- 
tasi Sosyal Sigorta Mercileri tarafindan yapil- 
masinin öngörüidügü hallerde, hastalik sigortasi 
ile 9 ali^an ananin himayesi; 

b) Kaza sigortasi; 

c) Rant sigortasi ve madencilerin munzam sigortasi ; 

d) Tarim i^cilerine ya^lilik yardimi yapilmasi; 

e) i^gilere ödenen 9 ocuk parasi; 

2- Türk mevzuati bakimindan, 

a) i 99 iler hakkinda uygulanan Sosyal Sigortaiar 
(hastalik ve analik, i^kazalari ile meslek hasta- 
liklari, maiüllüKya^lilikve ölüm sigortalari) hakkin- 
daki mevzuat. 

b) Devlet memurlari ve hizmetlilerini kapsayan T.C. 
Emekli SandiQi mevzuati. 
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c) die Pensionsversicherung der Handwerker und der 
in der gewerblichen Wirtschaft und in der Landwirt- 
schaft selbständig Erwerbstätigen, 

d) die Sozialversicherungskassen, die durch die Sozial- 
versicherungsgesetzgebung in das Sozialversiche- 
rungssystem einbezogen worden sind, 

e) andere Sozialversicherungsträger, wenn sie durch 
die Sozialversicherungsgesetzgebung errichtet und 
in das Sozialversicherungssystem einbezogen wer- 
den. 

(2) Rechtsvorschriften im Sinne des Absatzes 1 sind 
nicht diejenigen, die sich für eine Vertragspartei aus 
anderen zwischenstaatlichen Verträgen oder aus über- 
staatlichem Recht ergeben oder zu deren Ausführung 
dienen.“ 

3. Artikel 3 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, 
gilt es für folgende Personen: 

a) Staatsangehörige der Vertragsparteien, 

b) Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 
1951 und des Protokolls vom 31. Januar 1967 zu 
diesem Abkommen, 

c) Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkom- 
mens über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 
28. September 1954, 

d) Staatsangehörige anderer Staaten, wenn zwischen 
diesen und der Vertragspartei, deren Rechtsvor- 
schriften jeweils anzuwenden sind, überstaatliches 
Recht oder andere zwischenstaatliche Verträge über 
Soziale Sicherheit wirksam sind, 

e) andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von 
einer der unter Buchstaben a bis d genannten Per- 
sonen ableiten.“ 

4. Artikel 4 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, 
stehen folgende Personen, die sich im Gebiet einer Ver- 
tragspartei gewöhnlich aufhalten, bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften einer Vertragspartei deren Staatsan- 
gehörigen gleich: 

a) Staatsangehörige der anderen Vertragspartei, 

b) Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 
1951 und des Protokolls vom 31. Januar 1967 zu 
diesem Abkommen, 

c) Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkom- 
mens über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 
28. September 1954, 

d) andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von 
einem Staatsangehörigen einer Vertragspartei, 
einem Flüchtling oder einem Staatenlosen im Sinne 
dieses Artikels ableiten.“ 

5. Nach Artikel 4 des Abkommens wird als Artikel 4 a ein- 
gefügt: 

„Soweit dieses Abkommen nichts anderes bestimmt, 
gelten die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei, nach 
denen die Entstehung von Ansprüchen auf Leistungen 
oder die Gewährung von Leistungen oder die Zahlung von 
Geldleistungen vom Aufenthalt im Gebiet dieser Vertrags- 
partei abhängig ist, nicht für die in Artikel 4 genannten 
Personen, die sich im Gebiet der anderen Vertragspartei 


c) Esnaf ve sanatkärlar ve diger bagimsiz pali^nlar ile 
tarimda kendi nam ve hesabina pali^nlar hakkindaki 
Sosyal Sigorta (Bag-Kur) mevzuati. 

d) Sosyal Sigortalar sistemine dahil edilen diger Sosyal 
Sigorta sandiklari hakkindaki özel sistemlere ili^kin 
mevzuat. 

e) Kanunlayürürlügekonulacakveyeni nüfusgruplarini 
kapsamina alacak Sosyal Güvenlik Mevzuatlari 
hakkinda uygulanir. 


(2) Bir äkit tarafin devletlerarasi diger anla^malardan 
veya devletlerlerüstü hukuktan dogan haklarina ve 
bunlarin uygulanmasina ili^kin mevzuati, 1 inci fikrada 
belirtilenlerin di^inda birakilmi^tir.„ 


3- Sözle^menin 3 üncü maddesinin metni ^öyledir: 

“Bu sözle^me hükümleri, aksine bir hüküm yoksa, 

a^agida belirtilen kimseier hakkinda uygulanir: 

a) Akit taraflarin vatanda^lari, 

b) Mültecilerin hukuki durumlari 28 Temmuz 1 951 tarihli 
Anla^manin 1 incI maddesinde ve bu Anla^manin eki 
olan 31 Ocak 1967 tarihli protokolde belirtilen mülte- 
ciler, 

c) Vatansizlarin hukuki durumu hakkindaki 28 Eylül 
1954 tarihli Anla^manin 1 inci maddesinde belirtilen 
vatansizlar, 

d) Mevzuati uygulanacak äkit taraf ile kendileri arasinda 
devletlerüstü hukukun veya devletlerarasi sosyal 
güvenlik anla^malarinin etkili bulundugu diger devlet 
vatanda^lari, 

e) Haklari, a ilä d harflerinde belirtilenlerden birisine 
göre meydana gelen diger kimseler.„ 


4- Sözle^menin 4 üncü maddesinin metni ^öyledir: 

“Bu Sözle^me hükümlerine göre, aksine bir hüküm 
yoksa, äkit taraflardan birisinin üikesinde oturan, a^gi- 
daki kimseier, mevzuati uygulanan äkit tarafin vatanda^- 
lari ile e$it sayilirlar: 

a) Diger äkit tarafin vatanda^lari, 

b) Mültecilerin hukuki durumu hakkindaki 28 Temmuz 
1951 tarihli Anla^manin 1 inci maddesinde ve bu 
Anla^manin eki bulunan 31 Ocak 1967 tarihli Proto- 
kolde belirtilen mülteciler, 

c) Vatansizlarin hukuki durumu hakkindaki 28 Eylül 
1954 tarihli Anla^manin 1 inci maddesinde belirtilen 
vatansizlar, 

d) Haklan, äkit taraflardan birinin bir vatanda^ina, bir 
mülteciye veya bu madde anlamindaki bir vatansiza 
göre meydana gelen diger kimseler.„ 


5- Sözle^menin 4 üncü maddesine, madde 4a olarak a§agi- 
daki metin eklenmi^tlr: 

“Bu Sözle^mede aksine bir hüküm yoksa, bir äkit 
tarafin, yardim hakkinin dogmasini veya para yardim- 
larinin yapilmasini, bu taraf üikesinde ikamet etme ^rtina 
bagii kalan mevzuati, 4 üncü madde de belirtilen ve diger 
äkit taraf üikesinde ikamet eden kimseier hakkinda uygu- 
lanmaz. Ayni husus 3 üncü maddenin d harfinde belirtilen 
kimselerle, 2 nci maddenin 1 inci fikrasinin 1 numarasinin 
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aufhalten. Dies gilt entsprechend für die in Artikel 3 Buch- b ve c harfleri ile 2 numarasinda bellrtilen, hastalik ve 

stabe d genannten Personen sowie für andere Personen analik di^indaki, mevzuata göre aylik veya gellr baQlan- 

hlnsichtlich der Rechte, die sie von einer der dort genann- masi veya bir defaya mahsus para yardimlarinin yaptlmasi 

ten Personen ableiten, soweit es sich nicht um die Zahlung söz konusu olmayan hallerde, haklan 3 üncü maddenin d 

von Renten oder einmalige Geldleistungen nach den in harfinde belirtilen kimselerden birine göre meydana gelen 

Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstaben b und c sowie diQer klmseler ipin de geperlidlr.« 

Nummer 2 bezeichneten Rechtsvorschriften mit Ausnah- 
me der dort enthaltenen Vorschriften über Krankheit und 
Mutterschaft handelt.“ 


6. In Artikel 5 des Abkommens wird der Ausdruck „Beschäf- 
tigten“ durch den Ausdruck „Arbeitnehmern“ ersetzt. 

7. Artikel 6 Absatz 1 des Abkommens erhält folgende Fas- 
sung: 

„Wird ein Arbeitnehmer eines Unternehmens mit dem 
Sitz im Gebiet der einen Vertragspartei vorübergehend 
zur Arbeitsleistung in das Gebiet der anderen Vertrags- 
partei entsandt, um dort eine Arbeit für Rechnung dieses 
Unternehmens auszuführen, so gelten für ihn die Rechts- 
vorschriften der ersten Vertragspartei für die Dauer der 
Beschäftigung im Gebiet der zweiten Vertragspartei so 
weiter, als wäre er an dem Ort beschäftigt, an dem das 
Unternehmen seinen Sitz hat.“ 

8. Artikel 8 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird ein Staatsangehöriger einer Vertragspartei 
von dieser oder einem Mitglied oder einem Bediensteten 
einer amtlichen Vertretung dieser Vertragspartei im 
Gebiet der anderen Vertragspartei beschäftigt, so gelten 
die Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei. 

(2) Hat sich ein in Absatz 1 genannter Arbeitnehmer vor 
Beginn der Beschäftigung gewöhnlich in dem Beschäfti- 
gungsland aufgehalten, so kann er binnen drei Monaten 
nach Beginn der Beschäftigung die Anwendung der 
Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes wählen. 
Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu erklären. Die 
gewählten Rechtsvorschriften gelten vom Tage der Erklä- 
rung ab. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für in Absatz 2 
genannte Arbeitnehmer, die von einem anderen öffent- 
lichen Arbeitgeber beschäftigt werden.“ 

9. Nach Artikel 8 des Abkommens wird als Artikel 8 a einge- 
fügt: 

„Die Artikel 5 bis 8 gelten entsprechend für Personen, 
die nicht Arbeitnehmer sind, auf die sich jedoch die in Arti- 
kel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechtsvorschriften bezie- 
hen.“ 

10. Artikel 9 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Auf gemeinsamen Antrag des Arbeitnehmers und des 
Arbeitgebers oder auf Antrag der gleichgestellten Person 
im Sinne des Artikels 8 a kann die zuständige Behörde 
oder die von ihr bezeichnete Stelle der Vertragspartei, 
deren Rechtsvorschriften nach den Artikeln 5 bis 8 anzu- 
wenden wären, die Befreiung von diesen Rechtsvorschrif- 
ten zulassen, wenn die in Betracht kommende Person den 
Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei unterstellt 
wird. Bel der Entscheidung ist auf die Art und die 
Umstände der Beschäftigung Bedacht zu nehmen. Vor der 
Entscheidung ist der zuständigen Behörde oder der von 
ihr bezeichneten Stelle der anderen Vertragspartei Gele- 
genheit zur Stellungnahme zu geben, ist der Arbeitnehmer 
nicht in deren Gebiet beschäftigt, so gilt er als an dem Ort 
beschäftigt, an dem er zuletzt vorher beschäftigt war. War 
er vorher nicht in deren Gebiet beschäftigt, so gilt er als an 
dem Ort beschäftigt, an dem die zuständige Behörde 
dieser Vertragspartei ihren Sitz hat.“ 


6- Sözle^menin 5 inci maddesindeki “pali^nlar« deyimi 
“i? 9 iler„ olarak degi^tirilmi^tir. 

7- Sözle^menin 6 nci maddesinin 1 inci fikra metnl ^Öyledir: 

“i^ merkezi äkit taraflardan birinin ülkesinde bulunan 
bir i^verenin i^pisi bu ipverenin hesabtna paiipmak üzere, 
gepici olarak diger äkit taraf ülkesine gönderildigi tak- 
dirde, bu ippi hakkinda, ikinci äkit taraf ülkesinde palipttgi 
sürece, sank! ilk äkit taraf ülkesinde palipiyormup gibi, ip 
merkezinin bulundugu äkit taraf mevzuati uygulanir.„ 


8- Söziepmenin 8 inci madde metni pöyledir: 

“(1 ) Akit taraflardan birinin bir vatandapi, bu äkit tarafpa 
veya bu äkit tarafin Resmi Temsilciliginln bir üyesi veya 
hizmetlisi tarafindan dlQer äkit taraf ülkesinde paliptirildigi 
takdirde ilk äkit taraf mevzuati uygulanir. 

(2) 1 inci fikrada belirtilen bir ippinin, paltpmaya bapla- 
madan önce, paliptigi ülkede ikamet etmip olmasi halinde, 
bu ippi, ipe bapladigt tarihten itibaren üp ay iperisinde, 
paiiptigi ülke mevzuatini sepebilir. Seplm hususunda 
keyfiyet ipverene beyan edilir. Sepilen mevzuat, beyanin 
yapildigi günden itibaren geperli olur. 


(3) 1 ve 2 nci fikra hükümleri, 2 nci fikrada belirtilen ve 
amme hizmeti gören bapka bir ipveren tarafindan paliptiri- 
lan ippi hakkinda da uyguianir.„ 

9- Söziepmenin 8 inci maddesine, apaQida metni yazili, 8a 
maddesi eklenmiptir.: 

“5 ilä 8 inci madde hükümleri, ippi olmayan, ancak 2 nci 
maddenin 1 inci fikrasinda belirtilen mevzuattaatifyapilan 
kimseier hakkinda da uygulanir.„ 


10- Söziepmenin 9 uncu madde metni pöyledir: 

“5 ilä 8 inci maddelere göre mevzati uygulanacak olan 
äkit tarafin Yetkili Makami, veya pnun tayin edecegi merci 
ippi ve ipverenin müpterek dilekpesi veya 8a maddesi 
anlaminda muadil sayilan kimsenin dilekpesi üzerine, ügili 
kimsenin diger äkit taraf mevzuatina tabi tutulmasi halinde, 
ilk äkit taraf mevzuatinin uygulanmasindan sarfinazaredil- 
mesine müsaade edebiiir. Bu hususta karar alinirken ipin 
pekli ve mahiyeti göz önünde tutulur. Karar verilmeden 
önce, mütaläasini bildirmesi ipin, diQer äkit taraf yetkili 
makamina veya onun tayin edeceQi merciye firsat verilir. 
ippi bu taraf ülkesinde palipmiyor ise, önceden, son defa 
palipmip buiundugu yer, paliptigi yer olarak kabul edilir. 
Ippi önceden bu taraf ülkesinde palipmamip ise, bu äkit 
taraf yetkili makammm merkezinin bulundugu yerde 
palipmip kabul edilir.„ 
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11. Artikel 10 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei über 
das Nichtbestehen oder die Einschränkung eines 
Leistungsanspruches oder einer Leistung beim Zusam- 
mentreffen mit anderen Leistungsansprüchen oder ande- 
ren Leistungen werden auch in bezug auf entsprechende 
Tatbestände angewandt, die sich aus der Anwendung der 
Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei ergeben. 
Hätte dies zur Folge, daß beide Leistungen eingeschränkt 
werden, so sind sie jeweils um die Hälfte des Betrages zu 
mindern, um den sie nach den Rechtsvorschriften der 
Vertragspartei, nach denen der Anspruch besteht, zu min- 
dern wären. 

(2) Die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei über 
das Nichtbestehen des Leistungsanspruchs oder die Ein- 
schränkung der Leistung, solange eine Beschäftigung 
oder eine bestimmte Beschäftigung aüsgeübt wird oder 
eine Pflichtversicherung In der Rentenversicherung 
besteht, werden auch in bezug auf entsprechende Tat- 
bestände angewandt, die sich aus der Anwendung der 
Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei oder in 
deren Gebiet ergeben.“ 

12. Artikel 12 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„(1) Artikel 4 a gilt für eine Person, 

a) die, nachdem der Versicherungsfall eingetreten ist, 
Ihren Aufenthalt in das Gebiet der anderen Vertrags- 
partei verlegt hat, nur, wenn der zuständige Träger 
der Verlegung des Aufenthalts vorher zugestimmt 
hat, 

b) bei der der Versicherungsfall während des vorüber- 
gehenden Aufenthalts im Gebiet der anderen Ver- 
tragspartei eingetreten ist, nur, wenn sie wegen ihres 
Zustandes sofort Leistungen benötigt, 

c) bei der der Versicherungsfall nach dem Ausscheiden 
aus der Versicherung eingetreten ist, nur, wenn sie 
sich in das Gebiet der anderen Vertragspartei bege- 
ben hat, um eine ihr angebotene Beschäftigung anzu- 
nehmen. 

(2) Die Zustimmung nach Absatz 1 Buchstabe a kann 
nachträglich erteilt werden, wenn die Person aus ent- 
schuldbaren Gründen die Zustimmung vorher nicht ein- 
geholt hat. 

(3) Artikel 4 a gilt nicht für eine Person, solange für sie 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften der Vertragspar- 
tei beansprucht werden können, in deren Gebiet sie sich 
aufhäit. 

(4) Absatz 1 Buchstaben a und b und Absatz 2 gelten 
nicht für Leistungen bei Mutterschaft.“ 

13. Artikel 13 des Abkommens entfällt. 

1 4. a) Artikel 1 4 Absatz 1 Satz 2 des Abkommens erhält fol- 

gende Fassung: 

„Bei vorübergehendem Aufenthalt dieser Person im 
Gebiet der anderen Vertragspartei gilt Artikel 1 2 ent- 
sprechend.“ 

b) Artikel 14 Absatz 2 des Abkommens erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Sind nach Absatz 1 

die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
ist die Krankenkasse zuständig, die bei gewöhn- 
lichem Aufenthalt der betreffenden Person im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland zuständig wäre; ist 
danach die betreffende Person bei einer Allgemeinen 


11- Sözle^menin 10 uncu madde metni ^öyledir: 

“(1) Äkit taraflardan birlnin, yärdim hakkinin mevcut 
olmadiQi veya yardim hakkinin veya bir yardimin diQer 
yardim haklari veya diger yardimlarla birle^mesinde, 
tahdit edllmesi hakkindaki mevzuati, diöer äkit taraf mev- 
zuatinin uygulanmasinda ortaya pikan ayni mahiyetteki 
durumlar ipin de uygulanir. Bunun, her iki yardimin da tah- 
dit edilmesi gerektigi sonucunu vermesi halinde, yardim- 
larin herbiri, hakki mevcut oldu^u äkit taraf mevzuatina 
göre azaltilacak meblagin yarisi oraninda azaltilir. 


(2) Akit taraflardan birinin, yardim talep etme hakkinin 
mevcut olmadiäi veya yardimin tahdit edilmesi hakkindaki 
mevzuati, bir i^in veya belirli bir i^in yapildigi veya rant 
sigortasinda mecburi sigortaliligin mevcut oldugu sürece, 
diäer äkit taraf mevzuatinin uygulanmasindan veya bu 
taraf ülkesinde dogan ayni mahiyetteki durumlar ipin de 
uygulanir.„ 


12- Sözle^menin 12 nci madde metni ^öyledir: 

“(1) 4a maddesi, 

a) ikametgähini, sigorta vakasinin zuhurundan sonra 
diger äkit taraf ülkesine nakleden, ancak, ikämet- 
gähini nakletmesine yetklli sigorta mercii tarafindan 
daha önce muvafakat edilrni^ bulunan, 

b) Sigorta vakasi, gepici olarak di^er äkit taraf ülke- 
sinde ikamet ettiäi sirada vuku bulan ve durumu Iti- 
bariyle kendisine derhal yardim yapilmasi gereken, 

c) Sigorta vakasi, sigortadan ayrildiktan sonra vuku 
bulan ve kendisine teklif edilen bir i^e ba^lamak üzere 
diger äkit taraf ülkesine giden, bir kimse ipin gecerli- 
dir. 


(2) 1 inci fikranin a bendi geregi muvafakat, ilgili kimse- 
nin, kendisine ait olmayan sebeplerden ötürü muvafakati 
daha önceden alamami^ olmasi halinde, sonradan verile- 
bilir. 

(3) Madde 4a, ülkesinde ikamet ettigi äkit taraf mev- 
zuatina göre yardim hakkina sahip bulunan bir kimse 
hakkinda uygulanmaz. 

(4) 1 inci fikranin avebbendleriile 2 nci fikrahükümleri, 
analik nedeni ile yapilacakyardimlar Ipin geperli de9ildlr..„ 

13- Sözle^menin 13 üncü maddesi kaldinlmi^tir. 

1 4- a) Sözle^menin 1 4 üncü maddesinin 1 inci fikra, 2 nci 

cümle metni ^öyledir: 

“Bu kimsenin, gepici olarak diger äkit taraf ülkesinde 
ikameti halinde, 12 nci madde hükmü uygulanir.» 

b) Söziepmenin 14 üncü maddesinin 2 nci fikra metni 
pöyledir: 

“(2) 1 Inci fikraya göre, 

Alman mevzuatinin uygulanmasinda, yetklli hastalik 
sandigi, ilgili kimsenin Almanya Federal Cumhuriyeti 
ülkesinde ikameti halinde yetkili olacakolan sandiktir; 
buna göre, ilgili kimse bir mahaili hastalik sandiginda 
sigortali ise, veya bir hastalik sandidmin yetklsi belir- 
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Ortskrankenkasse versichert oder kann die Zustän- 
digkeit einer Krankenkasse nicht begründet werden, 
so ist die Allgemeine Ortskrankenkasse Bonn zustän- 
dig; alle Hinterbliebenen einer Familie gehören nur 
einer Krankenkasse, und zwar der für die Witwe, oder 
sonst der für die Jüngste Waise zuständigen Kranken- 
kasse an; die Zuständigkeit der Bundesknappschaft 
bleibt unberührt; 

die türkischen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
ist die türkische Kasse zuständig, der die Person 
zuletzt angehört hat Wäre danach keine türkische 
Kasse zuständig, so ist Sosyal Sigortalar Kurumu 
(Sozialversicherungsanstalt) zuständig.** 

c) Artikel 14 Absatz 3 des Abkommens erhält folgende 
Fassung: 

„Auf eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
beider Vertragsparteien Rente bezieht oder bean- 
tragt hat sind bei gewöhnlichem Aufenthalt im Gebiet 
einer Vertragspartei deren Rechtsvorschriften über 
Krankenversicherung anzuwenden. Bei vorüber- 
gehendem Aufenthalt dieser Person im Gebiet der 
anderen Vertragspartei gilt Artikel 1 2 entsprechend.“ 

d) In Artikel 1 4 des Abkommens wird als neuer Absatz 6 
angefügt: 

„(6) Verlegt eine in Absatz 3 genannte Person den 
gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Gebiet der einen 
Vertragspartei in das Gebiet der anderen Vertrags- 
partei, so werden die Rechtsvorschriften über die 
Krankenversicherung der ersten Vertragspartei bis 
zum Ende des Monats der Verlegung angewandt“ 

15. Artikel 15 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei Anwendung des Artikels 4 a sind die Sach- 
leistungen 

in der Bundesrepublik Deutschland 

von der für den Aufenthaltsort zuständigen Allgemeinen 

Ortskrankenkasse, 

in der Türkei 

von Sosyal Sigortalar Kurumu (Sozialversicherungsan- 
stalt) 

zu erbringen. 

(2) Für die Erbringung der Sachleistungen gelten die 
für den Träger des Aufenthaltsortes maßgebenden 
Rechtsvorschriften mit Ausnahme der Rechtsvorschriften 
über die Dauer der Leistungsgewährung, den Kreis der zu 
berücksichtigenden Angehörigen sowie der sich hierauf 
beziehenden Rechtsvorschriften über das Leistungs- 
streitverfahren. 

(3) Körperersatzstücke und andere Sachleistungen 
von erheblicher finanzieller Bedeutung werden außer in 
Fällen unbedingter Dringlichkeit nur gewährt, soweit der 
zuständige Träger zustimmt Unbedingte Dringlichkeit ist 
gegeben, wenn die Gewährung der Leistung nicht auf- 
geschoben werden kann, ohne das Leben oder die 
Gesundheit der Person ernstlich zu gefährden. 

(4) Personen und Einrichtungen, die mit den in 
Absatz 1 genannten Trägern Verträge über die Erbringung 
von Sachleistungen für die bei diesen Trägem Versicher- 
ten und deren Angehörige abgeschlossen haben, sind 
verpflichtet Sachleistungen auch für die in Artikel 4 a 
genannten Personen zu erbringen, und zwar unter den- 
selben Bedingungen, wie wenn diese Personen bei den in 
Absatz 1 genannten Trägern versichert oder Angehörige 
solcher Versicherter wären und als ob die Verträge sich 
auch auf diese Personen erstreckten.“ 


lenemiyorsa, yetkili olan merci, die Allgemeine Orts- 
krankenkasse Bonn mahalli hastalik sandigidir; bir 
ailenin dul ve yetimlerinin tümü sadece dui igin, aksi 
takdirde yetimlerin en kügüüü igln yetkili olan bir 
hastalik sandigina baglidir; maden i^ileri sigor- 
tasinin yetkisi aynen birakilmi^tir. 


Türk mevzuatinin uyugulanmasinda, yetkili Türk 
sandigi, ilgili kimsenin son defa bagli buiundugu 
sandiktir. Türk mevzuatina göre higbir Türk Sandigi 
yetkili degil ise, bu takdirde, Sosyal Sigortalar 
Kurumu yetkilidir.„ 

c) Sözle^menin 1 4 üncü maddesinin 3 üncü fikra metnl 
^öyledir: 

“Her iki äkit taraf mevzuatina göre aylik veya gelir 
alan veya aylik veya gelir baglanmasi ipin ba^vuruda 
bulunmu^ olan bir kimse hakkinda, üikesinde ikamet 
ettigi äkit tarafin hastalik sigortasina ili^kin mevzuati 
uygulanir Bu kimsenin gepici olarak diger äkit taraf 
üikesinde ikameti sirasinda 12 nci madde hükümieri 
aynen ge 9 erlidir.„ 

d) Sözie^menin 14 üncü maddesine a^gidaki yeni 6. 
fikra eklenmi^tir. 

“(6) 3. fikrada beiirtilen kimsenin devamli ikamet- 
gähini bir äkit tarafin ülkesinden diger äkit tarafin ülke- 
sine nakletmesi haiinde, bu kimse ipin ikametin 
nakledildigi ayin sonuna kadar ilk äkit ülkenin 
hastalik sigortasi mevzuati uygulanir.„ 


15- Sözle^menin 15 inci madde metni ^öyledir: 

**(1) 4a maddesinin uygulanmasinda, sagiik yardimlan 

Almanya Federal Cumhuriyeti’nde 

ikamet mahalli igln yetkili olan Mahalli Hastalik Sandigi, 

Türkiye'de, 

Sosyal Sigortalar Kurumu 
tarafindan yapilir. 

(2) Saglik yardimlarinin yapilmasinda, yardimlarin 
süresi, nazara alinacak alle fertleri ve yardimlarin yapil- 
masinda zuhur eden ihtiläflara ili^kin mevzuat harig olmak 
üzere, ikamet mahallindeki Sosyal Sigorta Mercii'nin 
uyguladigi mevzuat gegerlidir. 


(3) Protezler ile mali yönden önemli miktardaki saglik 
yardimlari, acil haller di^inda, yetkili Sosyal Sigorta Mer- 
cii'nin muvafakati ile yapilir. Acil durum, yardim yapil- 
masinin, ilgili kimsenin hayatini veya sagliüini ciddi olarak 
tehlikeye sokmaksizin, ertelenemiyecek olmasi haiinde 
söz konusudur. 

(4) 1 inci fikrada beiirtilen Sosyal Sigorta Mercileri ile, 
bu Mercilerin sigortaiilarin veya buniarin aile fertierine 
sagiik yardimlari yapilmasi hususunda anla^ma yapmi^ 
bulunan ki^i ve kurulu^lar, 4a maddesinde beiirtilen kim- 
selere de, sanki bunlar 1 inci fikrada zikredilen Sigorta 
Mercilerinin sigortalisi veya bu sigortaiilarin aile fertleri 
imi^ gibi ve yaptiklari anla^malar bu gibi kimseleri 
kapsiyormu^casina, ayni ^rttarla, sagiik yardimlari 
yapmakla yükümlüdürler.„ 
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16. Es wird folgender Artikel 15 a eingefügt: 

„(1) Die zuständigen Behörden können auf Antrag der 
beteiligten Träger vereinbaren, daß die nach Artikel 15 
des Abkommens von den Trägern des Aufenthaltsortes 
aufgewandten Beträge in allen Fällen oder in bestimmten 
Gruppen von Fällen durch Pauschalbeträge erstattet wer- 
den, oder daß auf die Erstattung verzichtet wird. 

(2) Soweit den Pauschalbeträgen Durchschnittsaus- 
gaben des Trägers des Aufenthaltsortes zugrunde liegen, 
die sich auf die Zeit der Anspruchsberechtigung oder die 
Leistungszeit beziehen, richtet sich die Leistungsdauer 
abweichend von Artikel 15 Absatz 2 des Abkommens 
nach den für den Träger des Aufenthaltsortes geltenden 
Rechtsvorschriften. Soweit den Pauschalbeträgen Durch- 
schnittsbeträge zugrunde liegen, die unter Einbeziehung 
der Ausgaben des Trägers des Aufenthaltsortes für 
anspruchsberechtigte Angehörige ermittelt sind, richtet 
sich der Kreis der zu berücksichtigenden Angehörigen 
abweichend von Artikel 15 Absatz 2 des Abkommens 
nach den für den Träger des Aufenthaltsortes geltenden 
Rechtsvorschriften. Soweit in die Pauschalbeträge die in 
Artikel 1 5 Absatz 3 des Abkommens bezeichneten Sach- 
leistungen einbezogen sind, gilt diese Vorschrift nicht.“ 

17. Artikel 16 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Bel Anwendung des Artikels 4 a werden auf Ersuchen 
des zuständigen Trägers Geldleistungen von dem in Arti- 
kel 15 Absatz 1 genannten Träger des Aufenthaltsortes 
ausgezahlt.“ 

18. in Artikel 18 des Abkommens entfallen Absatz 1 und die 
Bezeichnung des Absatzes 2. 

1 9. Abschnitt IV des Abkommens erhält unter Streichung des 
Artikels 25 folgende Fassung: 

MUnfiailversicherung 
Artikel 20 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
vor, daß bei der Bemessung des Grades der Erwerbsmin- 
derung und der Feststellung des Leistungsanspruchs 
aufgrund eines Arbeitsunfails (Berufskrankheit) im Sinne 
dieser Rechtsvorschriften andere Arbeitsunfälle (Berufs- 
krankheiten) zu berücksichtigen sind, so gilt dies auch für 
unter die Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei 
fallende Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten), als ob sie 
unter die Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei 
gefallen wären. Den zu berücksichtigenden Unfällen 
stehen solche gleich, die nach anderen öffentlich-recht- 
lichen Vorschriften als Unfälle oder andere Entschädi- 
gungsfälie anerkannt sind. 

(2) Der zur Entschädigung des Versicherungsfalles 
zuständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad 
der durch den Arbeitsunfall (Berufskrankheit) eingetrete- 
nen Minderung der Erwerbsfähigkeit fest, den er nach den 
für ihn geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu 
berücksichtigen hat. 

Artikel 21 

(1 ) Für den Leistungsanspruch aufgrund einer Berufs- 
krankheit werden vom Träger einer Vertragspartei auch 
die Beschäftigungen berücksichtigt, die im Gebiet der 
anderen Vertragspartei ausgeübt wurden und ihrer Art 
nach geeignet waren, diese Krankheit zu verursachen. 
Besteht dabei nach den Rechtsvorschriften beider Ver- 
tragsparteien ein Leistungsanspruch, so werden die 
Sachleistungen und die Geldleistungen mit Ausnahme 
der Rente nur nach den Rechtsvorschriften der Vertrags- 


16- A^gida metni yazili 5a maddesi eklenmi^tlr: 

“(1) Yetkili makamlar, ilgili Sigorta Mercilerinin dilekcpe 
Ile ba^vurulari üzerine, Sözle^menin 15 inci maddesi 
uyannca ikamet mahallindeki Sosyal Sigorta Mercileri 
tarafindan ihtlyar edilen masraflarin bütün hallerde veya 
belirli vaka gruplarinda götürü olarak tazmin edilmesi 
veya tazminattan sarfinazar edilmesi hususunu karar- 
la^tirabilirler. 

(2) ikamet mahallindeki Sosyal Sigorta Mercii'nin, 
yardim hakkina veya yardim dönemine alt masraf ortala- 
malannin götürü meblaölara esas tutulmasi halinde 
yardim süresi, Sözle^menin 1 5 inci maddesinin 2 nci fikra 
hükmüne aykiri olarak, ikamet mahallindeki Sosyal 
Sigorta Mercii'nin, yardima müstahakailefertlerineyaptiäi 
masraflari da dahil edilmek suretiyle saptanan masraf 
ortalamalarinin götürü meblaölari esas tutulmasi halinde, 
nazara alinacak alle fertleri, Sözle^menin 15 inci 
maddesinin 2 nci fikra hükmüne aykiri olarak ikamet 
mahallindeki Sosyal Sigorta Mercii'nin uyguladigi 
mevzuata göre saptanir. Götürü meblaölara, Sözle^menin 
15 inci maddesinin 3 incü fikrasinda belirtilen saglik 
yardimiarinin dahil bulunmasi halinde, bu madde hükmü 
uygulanmaz.„ 


1 7- Sözle^menin 1 6 nci maddesinin metni ^öyledir: 

“4a maddesinin uygulanmasinda, para yardimlan, yet- 
kili Sosyal Sigorta Mercil'nin talebi üzerine, 15 inci mad- 
denin 1 inci fikrasinda belirtilen ikamet mahallindeki 
Sosyal Sigorta Mercii tarafindan yapilir.„ 

18- Sözle^menin 18 Inci maddesindeki 1 inci fikra ile 2 nci 
fikra i^reti kalkmi^tir. 

19- Sözle^menin IV üncü bölümünün metni, 25 inci madde 
pizilmek suretiyle $öyledir: 

^^Kaza Sigortasi„ 

Madde 20 

(1) Akit taraflardan birinin mevzuati, kazanma gücün- 
deki azalma derecesinin ölpüimesinde, bu mevzuat 
anlamindaki bir i^ kazasina (meslek hastaliöina) müstenid 
yardim talep hakkinin saptanmasinda, diger i^ kazalarinin 
(meslek hastaliklarinm) nazara alinmasini öngördügü tak- 
dirde, bu husus aynen, diger äkit taraf mevzuatina göre 
nazara alinan ve ilk äkit taraf mevzuatina göre vaki olrnu^ 
kabul edilen kazalari (meslek hastaliklari) i 9 in de geper- 
lidir. Diger yasal yönetmeliklere göre kaza veya tazmini 
gereken kaza olarak kabul edilen vakalar, nazara alinacak 
olan kazalarla e^deger kabul edilirler. 


(2) Sigorta vakasinin tazmini hususunda yetkili olan 
Sosyal Sigorta Mercii, yardimini, uyguladigi mevzuata 
göre nazara alacagi i^ kazasinin (meslek hastaligmin) 
sebep oldugu kazanma gücündeki azalma oranina göre 
saptar. 


Madde 21 

(1 ) Bir meslek hastaligma müstenid yardim talebi husu- 
sunda, bir äkit tarafin Sosyal Sigorta Mercii tarafindan, 
diger äkit taraf ülkesinde yapilan ve mahiyeti itibariyle 
böyle bir hastaliga neden olan i^ler de nazara alinir. Buna 
göre, her iki äkit taraf mevzuatina göre bir yardim talep 
etme hakkinin mevcut olmasi halinde, sagiik ve para 
yardimlan, aylik veya gelirler harip, sadece, hak sahibi 
kimsenin, ülkesinde ikamet ettigi äkit taraf mevzuatina 
göre yapilir. Sosyal Sigorta Mercilerinden her biri, aylik 
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Partei gewährt, in deren Gebiet sich die berechtigte 
Person gewöhnlich aufhält. Von der Rente gewährt jeder 
Träger nur den Teil, der dem Verhältnis der Dauer der im 
Gebiet der eigenen Vertragspartei ausgeübten zur Dauer 
der nach Satz 1 zu berücksichtigenden Beschäftigungen 
entspricht. 

(2) Absatz 1 giit auch für die Gewährung von Leistun- 
gen an Hinterbiiebene. 

Artikel 22 

(1) Artikel 4 a gilt in bezug auf die Sachleistungen für 
eine Person, die während der Heiibehandiung den Auf- 
enthait in das Gebiet der anderen Vertragspartei veriegt 
hat, nur, wenn der zuständige Träger der Verlegung des 
Aufenthalts vorher zugestimmt hat. 

(2) Die Zustimmung nach Absatz 1 kann nur wegen des 
Gesundheitszustandes der Person verweigert werden. 
Sie kann nachträglich erteilt werden, wenn die Person aus 
entschuldbaren Gründen die Zustimmung vorher nicht 
eingeholt hat. 

Artikel 23 

(1) Hat ein Träger der einen Vertragspartei einer Per- 
son im Gebiet der anderen Vertragspartei Sachleistungen 
zu gewähren, so sind sie unbeschadet des Absatzes 3 

in der Bundesrepublik Deutschland 

von der für den Aufenthaltsort zuständigen Allgemeinen 

Ortskrankenkasse, 

In der Republik Türkei 

von Sosyal Sigortalar Kurumu (Sozialversicherungsan- 
stalt) 

zu erbringen. 

(2) Für die Erbringung der Sachleistungen gelten die 
für den Träger des Aufenthaltsortes maßgebenden 
Rechtsvorschriften. 

(3) Ist nach Absatz 1 Berufshilfe zu gewähren, so wird 
sie vom Träger der Unfallversicherung im Gebiet des 
Aufenthaltsstaates nach den für ihn geltenden Rechtsvor- 
schriften erbracht. Zuständig ist der Träger der Unfallver- 
sicherung, der zuständig wäre, wenn über den Leistungs- 
anspruch nach den Rechtsvorschriften dieser Vertrags- 
partei zu entscheiden wäre. 

(4) An Stelle des in Absatz 1 genannten Trägers kann 
der in Absatz 3 Satz 2 genannten Träger der Unfallver- 
sicherung die Leistungen erbringen. 

(5) Körperersatzstücke und andere Sachleistungen 
von erheblicher finanzieller Bedeutung werden außer in 
Fällen unbedingter Dringlichkeit nur gewährt, soweit der 
zuständige Träger zustimmt. Unbedingte Dringlichkeit ist 
gegeben, wenn die Gewährung der Leistung nicht auf- 
geschoben werden kann, ohne das Leben oder die 
Gesundheit der Person ernstlich zu gefährden. 

(6) Artikel 15 Absatz 4 gilt entsprechend. 

(7) Geldleistungen mit Ausnahme von Rente, Abfindun- 
gen, Riegegeld und Sterbegeld werden auf Ersuchen des 
zuständigen Trägers von dem in Absatz 1 genannten Trä- 
ger ausgezahlt. 

Artikel 24 

Der zuständige Träger erstattet dem Träger des Auf- 
enthaltsortes die nach Artikel 23 aufgewendeten Beträge 
mit Ausnahme der Verwaltungskosten.“ 


veya gelirden, kendi ülkesinde yapilan i$e ili^kin sürenin, 1 
inci cümleye göre nazara alinacak olan i^lere ili^kin süre- 
lere olan oranina uyan kismini öder. 


(2) 1. fika, geride kalanlara yapilan yardimlar ipin de 
geperlidir. 

Madde 22 

(1) 4a maddesi, saglik yardimlari bakimindan, tedavi 
sirasinda ikametgähini diger äkit taraf ülkesine nakleden 
bir kimse ipin sadece, ikametgähin nakiine yetkiii Sosyal 
Sigorta Mercii tarafindan daha önce muvafakat edilmi? 
olmasi halinde, geperlidir. 

(2) 1 inci fikra geregi muvafakat, sadece ilgili kimsenin 
saglik nedeni ile reddedilebilir. Muvafakat, ilgili kimsenin, 
kendisine alt olmayan sebeplerle daha önceden ala- 
mami? olmasi halinde, sonradan da verilebilir. 

Madde 23 

(1) Akit tarafiardan birinin bir Sosyal Sigorta Mercii 
tarafindan diger äkit taraf ülkesindeki bir kimseye saglik 
yardimlannin yapilacak olmasi halinde, bu yardimlar, 3 
üncü fikra hükmü haleldar edilmeksizin, 

Almanya Federal Cumhuriyeti’nde ikamet 
mahailindeki yetkiii mahalli hastaiik yardim sandigi, 

Türkiye Cumhuriyeti’nde 
Sosyal Sigortalar Kurumu 

tarafindan yapilir. 

(2) Saglik yardimlannin yapilmasinda, ikamet mahailin- 
deki Sosyal Sigorta Mercii‘nin uyguladigi mevzuat geperli- 
dir. 

(3) 1 inci fikraya göre bir meslek yardimi yapilacak 
olmasi halinde; bu yardim ikamet edilen äkit taraf ülkesin- 
deki kaza sigortasi Sosyal Sigorta Mercii tarafindan ve bu 
merci'nin uyguladigi mevzuata göre yapilir. Yetkiii kaza 
sigortasi Sosyal Sigorta Mercii, yardim hakki konusunda 
bu äkit taraf mevzuatina göre karar veriiecek olmasi 
hainde yetkiii olacak olan mercidir. 

(4) Saglik yardimlarini, 1 inci fikrada belirtilen Sosyal 
Sigorta Mercii yerine, 3 üncü fikranin 2 nci cümlesinde 
belirtilen kaza sigortasi Sosyal Sigorta Mercii yapabiiir. 

(5) Protezier ile mall yönden önemii sayilan diger 
saglik yardimlari, acil haller di^inda, sadece, yetkiii Sosyal 
Sigorta Mercii'nin muvafakati ile yapilir. Acil durum, 
yardim yapilmasini, ilgili kimsenin hayatini veya sagligini 
ciddi olarak tehlikeye sokmaksizm ertelenemiyecek 
olmasi halinde, söz konusudur. 


(6) 15 inci maddenin 4 üncü fikrasi aynen geperiidir. 

(7) Para yardimlari, aylik veya gellrler, toptan ödemeier, 
bakim parasi ve cenaze parasi dipinda yetkiii Sosyal 
Sigorta Mercii'nin talebi üzerine, 1 inci fikrada belirtilen 
Sosyal Sigorta Mercii tarafindan yapilir. 

Madde 24 

Yetkiii Sosyal Sigorta Mercii, 23 üncü maddeye göre 
yapilan masraflari, Idari masraflar harip, ikamet mahailin- 
deki Sosyal Sigorta Mercii'ne tazmin eder. 
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20. Artikel 26 des Abkommens entfällt. 

21. Artikel 27 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Sind nach den Rechtsvorschriften beider Vertragspar- 
teien anrechnungsfähige Versicherungszeiten vorhan- 
den, so werden für den En^^erb des Leistungsanspruchs 
nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften auch die 
Versicherungszeiten berücksichtigt die nach den 
Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei anrech- 
nungsfähig sind und nicht auf dieselbe Zeit entfallen. In 
welchem Ausmaß Versicherungszeiten anrechnungs- 
fähig sind, richtet sich nach den Rechtsvorschriften, die 
die Anrechnungsfähigkeit bestimmen.*' 

22. Artikel 28 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Für den deutschen Träger gilt folgendes: 

(1 ) Nach den türkischen Rechtsvorschriften zurückge- 
iegte Beitragszeiten werden nach Artikel 27 in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung berücksichtigt, wenn 
sie in bergbaulichen Betrieben unter Tage zurückgelegt 
worden sind, ist nach den deutschen Rechtsvorschriften 
Voraussetzung für den Anspruch, daß ständige Arbeiten 
unter Tage oder diesen gleichgestellte Arbeiten verrichtet 
worden sind, so berücksichtigt der deutsche Träger die 
nach den türkischen Rechtsvorschriften zurückgelegten 
Beitragszeiten nur insoweit, als während dieser Zeiten 
gleichartige Arbeiten verrichtet wurden. Nach den tür- 
kischen Rechtsvorschriften zurückgelegte Beitragszeiten, 
die nicht in der knappschaftlichen Rentenversicherung zu 
berücksichtigen sind, sind in der Rentenversicherung der 
Angestellten, wenn während dieser Zeiten zuletzt eine 
entsprechende Beschäftigung ausgeübt wurde, sonst in 
der Rentenversicherung der Arbeiter zu berücksichtigen. 

(2) Bemessungsgrundlagen werden aus den Ver- 
sicherungszelten gebildet, die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften für die Rentenberechnung zu berück- 
sichtigen sind. 

(3) Sind die Voraussetzungen für den Rentenanspruch 
nur unter Berücksichtigung des Artikels 27 erfüllt, so wird 
der auf die Zurechnungszelt entfallende Leistungsanteil 
nur zur Hälfte gezahlt. 

(4) Der Kinderzuschuß oder der Betrag, um den sich 
die Waisenrente erhöht, wird nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts gezahlt, wenn der Anspruch auf Rente 
ohne Berücksichtigung des Artikels 27 besteht und 
Kinderzuschuß oder Waisenrente nach den türkischen 
Rechtsvorschriften nicht zu zahlen ist. Andernfalls wird 
der Kinderzuschuß oder der Betrag, um den sich die Wai- 
senrente erhöht, in Höhe der Hälfte des nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechts in Betracht kommenden 
Betrages gezahlt. Dabei gilt der Kinderzuschuß als von der 
Versicherungsdauer unabhängiger Rentenbestandteii. 

(5) Für den Wegfall der Knappschaftsausgleichs- 
leistung stehen türkische knappschaftliche Betriebe deut- 
schen knappschaftlichen Betrieben gleich. 

(6) Für die Gewährung des Leistungszuschlags nach 
den deutschen Rechtsvorschriften über die knappschaft- 
liche Rentenversicherung bleiben die nach den türki- 
schen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten unberücksichtigt. 

(7) Für die Gewährung einer Rente nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften wegen Berufsunfähigkeit oder 
Erwerbsunfähigkeit sowie der Bergmannsrente wegen 
verminderter bergmännischer Berufsfähigkeit gilt Artikel 
4 a nicht, wenn die Berufsunfähigkeit, die Erwerbs- 
unfähigkeit oder die verminderte bergmännische Berufs- 
fähigkeit nicht ausschließlich auf dem Gesundheits- 
zustand beruht.“ 


20- Sözle^menin 26 nci maddesi kalkmi^tir. 

21- Sözle^menin 27 inci madde metni $öyledir: 

“Her iki äkit taraf mevzuatina göre nazara alinabiiecek 
sigortaiilik süreierinin mevcudiyeti halinde, uygulanacak 
mevzuata göre yardim hakkinin dogmasinda, diger äkit 
taraf mevzuatina göre gepen ve ayni zamana rastlamayan, 
hesaba dahil edilebiiir nitelikteki sigortaiilik süreleri de 
nazara alinir. Sigortaiilik süreierinin ne ölpüde hesaba 
dahil ediiebilecegi, bunlarin hesaba dahil edilebilirligini 
tayin eden mevzuata göre tesbit ediiir.„ 


22- Söziepmenin 28 inci madde metni pöyledir: 

“Alman Sosyal Sigorta Mercii ipin apagidaki hususlar 
geperlidir. 

(1) Türk mevzuatina göre gepen prim Ödeme süreleri, 
payet bu süreier maden ipietmelerinde, yeraltinda gepmip 
iseler, 27 nci maddeye göre maden ippilerinin rant sigor- 
tasinda nazara alinir. Alman mevzuatina göre yardim hakki 
ipin sürekii olarak yeraltindaki iplerin veya buniara muadil 
iplerin yapilmip oimasi part kopuldugu takdirde, Alman 
Sosyal Sigorta Mercii, Türk mevzuatina göre gepen prim 
Ödeme sürelerini, sadece, bu süreier iperisinde ayni 
mahiyetteki iplerin yapilmip olmasi halinde, nazara alir. 
Türk mevzuatina göre gepen, maden ippilerinin rantsigor- 
tasinda nazara alinmayacak olan prim Ödeme süreleri, bu 
süreier Iperisinde, son defa payet, uygun bir palipma icra 
edilmipse hizmetlilerin rant sigortasinda, aksi halierde ise, 
ippilerin rant sigortasinda nazara alinir. 


(2) ölpü esaslari, Alman mevzuatina göre, aylik veya 
gelir hesabinda nazara alman sigortaiilik sürelerinden 
tepekkül eder. 

(3) Ayiik veya gelir talep etme kopuilarinin sadece 27 
nci madenin nazara alinmasi iie yerine gelmesi halinde, 
ikame süresine isabet eden yardim kisminin sadece yarisi 
ödenir. 

(4) Qocuk zammi veya yetim ayliämdaki artip meblaQi, 
aylik veya gelir talep etme hakkinin, 27 nci madde nazara 
aiinmaksizin mevcut olmasi ve Türk mevzuatina göre 
pocuk zammi veya yetim ayhgi ödenmemesi halinde, ip 
mevzuat esasiarina göre ödenir. Aksi hailerde, pocuk 
zammi veya yetim ayhgmdaki artip meblagi, ip mevzuat 
esasiarina göre nazara alman mebla^in yarisi oraninda 
ödenir. Cocuk zammi, emekli ayligmm sigortaiilik süresine 
bagii olmayan bir böiümüdür. 


(5) Maden ippileri ipin öngörüien mali denge yardimmm 
kaldirilmasmda. Türk maden ipletmeleri ile Alman maden 
ipletmeleri epdeger kabul ediiir. 

(6) Alman maden ippileri rant sigortasi mevzuatina göre 
ek yardim yapilmasmda. Türk mevzuatina göre gepen 
sigortaiilik süreleri nazara almmaz. 


(7) Meslekte ipgöremezlik, ipgöremeziik veya madenci- 
lerde meslekte ipgöremezlik halt sagiik nedenine dayan- 
miyorsa, Alman mevzuatina göre bu gibllere aylik bagian- 
masmda 4a maddesi uyguianmaz.„ 


14 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6023 


23. Artikel 29 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Für den türkischen Träger gilt folgendes: 

(1) Die nach den deutschen Rechtsvorschriften 
zurückgelegten Beitragszeiten werden, soweit sie in berg< 
baulichen Betrieben unter Tage zurückgelegt sind, im 
Rahmen der Bestimmungen des Artikels 27 des Abkom- 
mens bei der Ermittlung, ob die Voraussetzungen für die 
Gewährung einer Rente wegen frühzeitigen Alters nach 
den türkischen Rechtsvorschriften vorliegen, den in der 
Türkei in bergbaulichen Betrieben unter Tage zurück- 
gelegten Versicherungszeiten gleichgestellt 

(2) Bei der Berechnung der Rente sind die in derTürkei 
zurückgelegten Versicherungszeiten und das beitrags- 
pflichtige Arbeitsentgelt zu berücksichtigen. 

(3) In den Fällen, in denen ein Anspruch auf eine Rente 
aus den türkischen Beltragszelten nicht besteht jedoch 
ein Anspruch auf eine Rente nach Artikel 27 des Abkom- 
mens, sind folgende Bestimmungen anzuwenden: 

a) der zuständige türkische Träger stellt die Rente fest 
als wären die zusammengerechneten Versiche- 
rungszeiten nach den für ihn geltenden Rechtsvor- 
schriften zurückgelegt und für die Rentenberech- 
nung zu berücksichtigen. 

b) Der zuständige Träger hat sodann einen Teil der nach 
Buchstabe a festgestellten theoretischen Rente In 
dem Verhältnis zu berechnen, in dem die nach den 
für Ihn geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegten 
Beitragszeiten zur Summe der nach den Rechtsvor- 
schriften beider Vertragsparteien zurückgelegten 
Beltragszeiten stehen. Der so errechnete Renten- 
betrag wird erforderlichenfalls auf den in den türki- 
schen Rechtsvorschriften vorgesehenen Min- 
destrentenbetrag erhöht. 

(4) Ist eine Person vor dem Eintritt in die türkische Ver- 
sicherung in eine der deutschen Rentenversicherungen 
eingetreten, so gilt ihr Eintritt in diese deutsche Renten- 
versicherung als Eintritt in die türkische Versicherung. 

(5) Für das Recht auf Weiterversicherung nach den 
türkischen Rechtsvorschriften sind die nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften zurückgelegten Zeiten zu 
berücksichtigen.“ 

24. Die Artikel 30 und 31 des Abkommens entfallen. 

25. Artikel 35 des Abkommens entfällt. 

26. In Artikel 37 des Abkommens werden die Worte „des Arti- 
kels 30 Nummer 1“ durch die Worte „des Artikels 28 
Absatz 2“ und die Worte „des Artikels 31 Nummer 1“ 
durch die Worte „des Artikels 29 Absatz 2“ ersetzt. 

27. Artikel 43 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und 
Gerichte der Vertragsparteien leisten einander bei Durch- 
führung der in Artikel 2 Absatz 1 bezeichneten Rechtsvor- 
schriften und dieses Abkommens gegenseitige Hilfe, als 
wendeten sie die für sie geltenden Rechtsvorschriften an. 
Die Hilfe mit Ausnahme der Barausiagen ist kostenlos. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für ärztliche Untersuchun- 
gen. Die Kosten für die Untersuchungen, die Reisekosten, 
der Verdienstausfall, die Kosten für Unterbringung zu 
Beobachtungszwecken und sonstige Barauslagen mit 
Ausnahme der Portokosten sind von der ersuchenden 
Stelle zu erstatten. Die Kosten werden nicht erstattet, 
wenn die ärztliche Untersuchung im Interesse der zustän- 
digen Träger beider Vertragsparteien liegt.“ 


23- Sözle^menin 29 uncu madde metni ^öyledir: 

“Türk Sosyal Sigorta Mercii i^in a^agidaki hususlar 
ge^erlidir: 

(1) Alman mevzuatma göre, maden i^letmelerinde yer- 
altinda gegen prim ödeme süreleri, Söziegmenin 27 ncl 
maddesi hükümleri gergevesi dahilinde. Türk mevzuatma 
göre erken yaglilik ayhginin bagianmasi igin gerekli gart- 
larin mevcut olup olmadiQi hususunun tahkikinde, Tür- 
kiye'de maden Igletmelerinde, yeraltmda gegen sürelerle 
egdeger kabul edilir. 


(2) Aylik veya gelirlerin hesabinda, Türkiye‘de gegen 
sigortahiik süreleri ile sigorta primine esas tutlan ücretler 
nazara alinir. 

(3) Türk prim Ödeme sürelerinden bir aylik veya gelir 
bagianmasini talep etme hakkinin mevcut olmamasi, 
ancak, Söziegmenin 27 nci maddesine göre bir aylik gelir 
talep etme hakkinin mevcut olmasi halinde, agagidaki 
hükümler uygulanir. 

(a) Yetkili Türk Sosyal Sigorta Mercii, birlegtlrilen sigor- 
talilik süreleri kendi mevzuatma göre gegmig ve aylik 
veya gelir hesabinda nazara alinacakmig gibi, aylik 
veya geliri tesbit eder. 

(b) Yetkili Türk Sigorta Mercii bilähare, (a) bendine göre 
nazari olarak tesbit edilen aylik veya gelirln, kendi 
mevzuatma göre gegen prim Ödeme sürelerinin her 
iki äkit taraf mevzuatma göre gegen prim Ödeme süre- 
lerinin toplamma olan oranma uyan kismini hesaplar. 
Bu gekilde hesapianan aylik veya gelir mebiagi, 
geregi halinde, Türk mevzuatinda öngörülen en 
dügük aylik veya gelir düzeyine gikartilir. 


(4) Bir kimsenin Türk sigorgtasma giriglnden önce bir 
Alman rant sigortasma girmig bulunmasi halinde, Alman 
rant sigortasma girigi, Türk sigortasma girig olarak kabul 
edilir. 

(5) Türk mevzuatma göre sigortaya devam hususunda, 
Alman mevzuatma göre gegen sigortahiik süreleri nazara 
almir.„ 


24. Söziegmenin 30 ve 31 inci maddeleri kaldirilmigtir. 

25. Söziegmenin 35 inci maddesi kaldirilmigtir. 

26. Söziegmenin 37 nci maddesindeki “30 uncu maddenin 1 
numarasi« kelimeleri “28 inci maddenin 2 nci fikrasi„ keli- 
meleri ile ve “31 inci maddenin 1 inci numarasi„ kelimeleri, 
“29. maddenin 2. fikrasi« kelimeleri ile degigtirilmigtir. 

27. Söziegmenin 43 üncü maddesinin metni göyledir: 

“(1) Äkit tarafiarm Sosyal Sigorta Mercileri, bu Mercile- 
rin dernekleri, resmi makamiari ve mahkemeleri, 2 nci 
maddenin 1 inci fikrasinda belirtilen mevzuatm ve bu söz- 
iegmenin uygulanmasmda, sanki kendi mevzuatlarmi 
uyguluyorlarmig gibi, birbirlerine kargilikli yardimda bulu- 
nurlar. 

(2) 1 inci fikranin 1 inci cümlesi heklm muayeneleri igin 
de gegerlldlr. Tibbi muayene masrafiari, seyahat masraf- 
lari, mahrum kalman kazang, mügahede amaci ile yapilan 
yerlegtirme masrafiari ile diger nakdi yardimlar, posta 
masraflan digmda, talep sahibi merci tarafmdan tazmin 
edilir. Hekim muayenesinin, her iki äkit taraf yetkili Sosyal 
Sigorta Mercllerinin yararma olarak yapilmasi halinde, 
masraflar tazmin edllmez.„ 
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28. Artikel 46 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„(1 ) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechts- 
vorschriften der einen Vertragspartei bei einer Steile in 
der anderen Vertragspartei gestellt worden, die für die 
Annahme des Antrags auf eine entsprechende Leistung 
nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften zugelas- 
sen ist, so gilt der Antrag als bei dem zuständigen Träger 
gesteiit Dies gilt für sonstige Anträge sowie für Erklärun- 
gen und Rechtsbehelfe entsprechend. 

(2) Ein Antrag auf Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften der einen Vertragspartei gilt auch als Antrag auf 
eine entsprechende Leistung nach den Rechtsvorschrif- 
ten der anderen Vertragspartei. Dies gilt nicht, wenn der 
Antragstelier ausdrückiich beantragt daß die Feststeilung 
der nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertrags- 
partei erworbenen Ansprüche ln den Fälien aufgescho- 
ben wird, in denen er nach den Rechtsvorschriften dieser 
Vertragspartei den Zeitpunkt bestimmen kann, der für die 
Erfüllung der Leistungsvoraussetzungen maßgebiich ist** 

29. a) in Artikel 48 Absatz 2 des Abkommens werden 

die Worte „die Ruhrknappschaft Bochum,"* durch die 
Worte „die Bundesknappschaft Bochum,“, 

die Worte „hüttenknappschaftliche Pensionsversi- 
cherung“ durch die Worte „hüttenknappschaftliche 
Zusatzversicherung“ und 

die Worte „die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, Nürnberg,“ durch die 
Worte „die Hauptstelie der Bundesanstalt für Arbeit 
(Kindergeldkasse), Nürnberg,“ ersetzt sowie 

die Worte „und Bag-Kur Genei Müdüiiügü (die Gene- 
raldirektion der Pensionsversicherung der Handwer- 
ker und der in der gewerblichen Wirtschaft selb- 
ständig Erwerbstätigen), Ankara, in bezug auf die 
Pensionsversicherung der Handwerker und der in 
der gewerblichen Wirt^haft und in der Landwirt- 
schaft selbständig En^^erbstätigen“ angefügt 

b) Artikel 48 Absatz 3 des Abkommens erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften es 
nicht bereits vorschreiben, ist innerhalb der Renten- 
versicherung der Arbeiter die für diese eingerichtete 
Verbindungsstelle für die Feststellung der Leistungen 
mit Ausnahme der medizinischen, berufsfördernden 
und ergänzenden Leistungen zur Rehabilitation 
zuständig, wenn 

a) Versicherungszeiten nach den deutschen und 
türkischen Rechtsvorschriften zurückgelegt oder 
anrechnungsfähig sind oder 

b) der Beschäftigte sich im Gebiet der Türkei 
gewöhnlich aufhält oder 

c) der Berechtigte sich als türkischer Staatsangehö- 
riger gewöhnlich außerhalb der Gebiete der Ver- 
tragsparteien aufhält 

Die Zuständigkeit der Sonderanstalten bleibt unbe- 
rührt“ 

30. Artikel 52 des Abkommens entfällt 

31. In Artikel 53 Satz 2 des Abkommens entfällt der Satzteil 
„für einmalige Leistungen und“. 

32. Im Schlußprotokoll zum Abkommen werden die Nummern 
1 bis 7 durch folgende Nummern ersetzt: 

„1. Zu Artikel 1 des Abkommens: 

Als Verordnungen im Sinne der Nummer 2 gelten 
auch Erlasse der jeweils in Betracht kommenden 


28. Sözle^menin 46 nci maddesinin metni ^yledir: 

“(1) Akit taraflardan birinin mevzuatina göre yapilacak 
bir yardima ili^kin diiekpenin, diger äkit taraftaki ayni 
mahiyettekl bir yardima ili^kin dilek^eyl almaya yetkisi 
olan bir merciye veriimi^ oimasi halinde, dilekpe yetkili 
Sosyal Sigorta Merciine verilmi^ kabul ediiir. Ayni husus 
diger konuiara ili^kin dilekpeler ile beyannamelerve itiraz- 
iar ipin de ge 9 erlidir. 

(2) Akit tarflardan birinin mevzuatina göre yapilacak 
yardimiara ili^kin bir dilekpe, diger äkit taraf mevzuatina 
göre olan ayni mahiyettekl yardimiara iii^kin bir diiekpe 
olarakda geqeiiidir. Bu husus, dilekpe sahibinin, diger äkit 
taraf mevzuatina göre kazanilan haklann tesbiti husu- 
sunun, bu äkit taraf mevzuatina göre, yardim ko^ullarinm 
yerine geimesi bakimindan geperli olan zamani belirliye- 
biidigi hailerde, ertelenecegini apik olarak talep etmi^ 
olmasi halinde, ge^erli degildir.„ 


29. a) Sözle^menin 48 ind madde 2 nci fikrasindaki “die 
Ruhrknappschaft, Bochum„ kelimeleri, “die Bundes- 
knappschaft, Bochum„ kelimeleri Ile 

“hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung„ 
kelimeleri, 

“hüttenknappschafiiche Zusatzversicherung„ keli- 
meleri Ile, 

“die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsiosenvericherung, Nümberg„ kelimeleri 

“die Hauptstelie der Bundesanstalt für Arbeit (Kinder- 
geldkasse), Nürnberg„ olarak degi^tirilmi^ bulun- 
maktadir. 

Ayrica, Fikraya Türkiye bakimindan; 

“Esnaf ve sanatkäriar ve diger bagimsiz pali^nlaiia 
tanmda kendi nam ve hesabina pali^niann i^lemieri 
ipin, Bag-Kur Genei Müdüriügü - Ankara„ ifadesi 
eklenmi^tir. 

b) Sözle^menln 48 inci maddesinin 3 üncü fikra metni 
^yiedir: 

“(3) Alman mevzuatinda beiirtilmemi^ olmasi 
halinde, i^ilerin rant sigortasi iperisinde, bu sigorta 
ipin kuruimup bulunan Irtbat Bürosu, tibbi meslegi 
tepvik edici ve rehabiiitasyon ile ilgili ek öniemler 
dipinda olmak üzere, yardimiarin tesbiti hususunda 
yetkilidir. Ancak bunun ipin, 

a) Sigortaliiik sürelerinin Türk ve Alman mevzuatina 
göre, gepmip veya nazara alinabilir olmalari, veya, 

b) (palipan kipinin mutad olarakTürkiyetoprakiannda 
ikamet ediyor olmasi, veya, 

c) Hak sahibinin. Türk uyruguna sahip oiarak, muta- 
den äkit taraf ülkeierinin dipinda ikmet ediyor 
oimasi,„ gerekiidir. 

Ozel Kurumiarin yetkisi aynen birakilmiptir. 


30. Söziepmenin 52 nci maddesi kaldinimiptir. 

31 . Söziepmenin 53 üncü maddesinin 2 nci cümiesindeki “bir 
defaya mahsus yardimlar ve„ cümfe kismi kaidiriimiptir. 

32. Söziepmeye iiipkin Nihai Protokoide 1 ilä 7 numaralar, 
apagidaki numaraiaria degiptirilmiptir: 

“1. Söziepmenin 1 maddeslne ilipkin olarak: 

3 numara anlamindaki Yetkili Türk Makamlarinin 
kanuni yetkiierine dayanarak pikardiklari Genelge- 
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türkischen zuständigen Behörde im Sinne der Num- 
mer 3 aufgrund gesetzlicher Ermächtigungen. 

2. Zu Artikel 2 des Abkommens: 

a) Für die in der Bundesrepublik Deutschland beste- 
hende hüttenknappschaftliche Zusatzversiche- 
rung und für die Altershilfe für Landwirte gilt 
Abschnitt V des Abkommens nicht. 

b) Sind nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei außer den Voraussetzungen für die Anwen- 
dung des Abkommens auch die Voraussetzungen 
für die Anwendung eines anderen Abkommens 
oder einer überstaatlichen Regelung erfüllt, so läßt 
der Träger dieser Vertragspartei bei Anwendung 
des Abkommens das andere Abkommen oder die 
überstaatliche Regelung unberücksichtigt. 

c) Artikel 2 Absatz 2 des Abkommens und die 
Bestimmung unter Buchstabe b finden keine 
Anwendung, soweit die Rechtsvorschriften über 
Soziale Sicherheit die sich für die Bundesrepu- 
blik Deutschland aus zwischenstaatlichen Verträ- 
gen oder überstaatlichem Recht ergeben oder zu 
deren Ausführung dienen, Versicherungslast- 
regelungen enthalten. 

3. Zu Artikel 3 des Abkommens: 

Überstaatliches Recht im Sinne des Buchstaben d 
kommt zur Zeit für die Republik Türkei nicht in 
Betracht, 

4. Zu den Artikeln 3 und 4 des Abkommens: 

In bezug auf die Republik Türkei gelten die Buchsta- 
ben c erst dann, wenn das dort genannte Überein- 
kommen für sie verbindlich ist. 

5. Zu den Artikeln 4 und 4a des Abkommens: 

a) Artikel 4 gilt nicht in bezug auf Renten, die 
deutsche Versicherungsträger nach ihrem 
Ermessen zahlen können. 

b) Versicherungsiastregeiungen in Staatsverträgen 
bleiben unberührt. 

c) Rechtsvorschriften einer Vertragspartei, die die 
Mitwirkung der Versicherten und der Arbeitgeber 
in den Organen der Selbstverwaltung der Träger 
und der Verbände sowie In der Rechtsprechung 
der Sozialen Sicherheit gewährleisten, bleiben 
unberührt. 

d) Die nach Artikel 4 den deutschen Staatsangehöri- 
gen gleichgestellten Personen sind, solange sie 
sich gewöhnlich außerhalb des Gebietes der 
Bundesrepublik Deutschland aufhaiten, zur frei- 
willigen Versicherung in der deutschen Renten- 
versicherung nicht berechtigt. Übergangsrecht- 
liche Vorschriften oder Rechtsvorschriften zugun- 
sten von gleichgestellten Personen, für die 
Nummer 16 des Schlußprotokolls gilt, bleiben 
unberührt. 

e) Soweit das Abkommen nichts anderes bestimmt 
werden die nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten in Betracht kommenden Renten türkischen 
Staatsangehörigen gezahlt und transferiert die 
sich außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik 
Deutschland gewöhnlich aufhalten. Soweit das 
Abkommen nichts anderes bestimmt werden die 
nach den türkischen Rechtsvorschriften in 
Betracht kommenden Renten deutschen Staats- 
angehörigen gezahlt und in die Bundesrepublik 
Deutschland transferiert die sich außerhalb des 
Gebietes der Republik Türkei gewöhnlich auf- 
halten. 


ler de 2 numara aniammdaki düzenlemeier gibi 
ge 9 erlldlr. 

2. Sözle^menin 2 nci maddesine iii^kin oiarak: 

a) Sözle^menin V inci bölümü, Almanya Federal 
Cumhuriyeti’ndekl maden i^^ilerinin munzam 
sigortasi ile tarim i^gilerine yapiian ya^lilik yardimi 
hakkinda uygulanmaz. 

b) Akit taraflardan birinin mevzuatina göre, Sözle^- 
menin uygulanmasina ili^kin ko^ullardan ayri ola- 
raK ba^ka bir Anla^manin veya devletlerüstü 
düzenlemeye ili^kin ko^ullarin dayerine getirilmi? 
olmasi haiinde, bu tarafin Sosyal Sigorta Mercii, 
bu Sözle^menin uygulanmasinda, diger Ania^- 
mayi veya devletlerüstü düzenlemeyi nazara 
almaz. 

c) Sözle^menin 2 nci maddesinln 2 nci fikrasi ile 
b bendi hükmü, Almanya Federal Cumhuriyeti i 9 in 
devletlerarasi Ania^malardan veya devletlerüstü 
hukuktan dogan veya bunlarin uygulanmasina 
yarayan sosyal güveniik mevzuatinda, sigorta 
yükümtüiüäü konusundaki düzenlemeleri iger- 
mekte olmasi haiinde, uygulanmaz.„ 

3. Söziegmenin 3 üncü maddesine iligkin oiarak; 

“d„ bendi aniammdaki devletlerüstü hukuk halen, 
Türkiye Cumhuriyeti igin bahis konusu deQlldir. 

4. Söziegmenin 3 ve 4 üncü maddelerine iligkin oiarak: 

“c„ bendi hükümleri, Türkiye bakimindan, orada bildi- 
rilen mutabakatin kendisi igin baglayici olmasi 
haiinde, gegerlidir. 

5. Söziegmenin 4 ve 4a maddelerine iligkin oiarak: 

a) 4 üncü madde, Alman Sosyal Sigorta Mercilerinin 
kendl takdirlerine göre ödeyebildikleri aylik veya 
gelirier bakimindan gegerli degildir. 

b) Devletlerarasi Anlagmalardaki sigorta yükümlü- 
lügü düzenlemeleri aynen birakiimigtir. 

c) Akit taraflardan birinin, sigortalilarin ve igverenle- 
rin, Sosyal Sigorta Merciieri ile derneklerin muhtar 
idare organlanndaki ve keza sosyal güvenli^in 
hüküm veyetkisindeki katkisini saglayan mevzuati 
aynen birakilmigtir. 

d) 4 üncü maddeye göre, Alman vatandagiarina 
muadil sayilan kimseier, Almanya Federal Cumhu- 
riyeti ülkesi diginda ikamet ettikleri sürece, Alman 
rant sigortasinda istege bagli oiarak sigortaya 
devam hakkina sahip degildirier. Kendiieri igin 
Nihai Protokolün 16 numarasi hükümleri gegerli 
bulunan, muadil kimselerin yararina olan gegici 
hükümler veya mevzuat aynen birakilmigtir. 


e) Söziegmede aksine bir hüküm yoksa, Alman mev- 
zuatina göre nazara alman aylik veya gelirier, 
Almanya Federal Cumhuriyeti ülkesi diginda ika- 
met eden Türk vatandaglanna ödenir ve transfer 
edilir. Söziegmede aksine bir hüküm yoksa, Türk 
mevzuatina göre nazara alman aylik veya gelirier, 
Türkiye Cumhuriyeti ülkesi diginda ikamet eden 
Alman vatandagtanna ödenir ve Almanya Federal 
Cumhuriyeti’ne transfer edilir. 
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6. Zu Artikel 4 a des Abkommens: 

a) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistun- 
gen aus 

— Unfällen (Berufskrankheiten), in deren Zeit- 
punkt der Verletzte nicht nach Bundesrecht 
versichert war, 

— Versicherungszelten, die nicht nach Bundes- 
recht zurückgelegt sind, 

werden nicht berührt 

b) Die deutschen Rechtsvorschriften über die 
Gewährung von medizinischen, berufsfördernden 
und ergänzenden Maßnahmen zur Rehabilitation 
durch die Träger der Rentenversicherung werden 
nicht berührt 

7. Zu den Artikeln 6 bis 9 des Abkommens: 

Soweit nach den Artikeln 6 bis 9 des Abkommens ein 
Arbeitnehmer nicht den Rechtsvorschriften der Ver- 
tragspartei unterliegt, in deren Gebiet er beschäftigt 
ist finden auf ihn und seinen Arbeitgeber auch die 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei über die 
Beiträge, Umlagen und Leistungen nach den Rege- 
lungen über Arbeitsförderung und Arbeitslosenversi- 
cherung keine Anwendung. 

8. Zu Artikel 8 des Abkommens: 

Die in Absatz 2 festgesetzte Frist beginnt für Perso- 
nen, die am Tage des Inkrafttretens des Abkommens 
beschäftigt sind, mit diesem Tage. 

9l Zu Artikel 10 des Abkommens: 

Wirkt sich nach den deutschen Rechtsvorschriften 
der Bezug einer Rente aus der Rentenversicherung 
auf die Höhe des Leistungsanspruchs aus der Unfall- 
versicherung aus, so kommt dieselbe Wirkung dem 
Bezug einer gleichartigen Rente nach den türkischen 
Rechtsvorschriften zu. 

10. Zu Artikel 11 des Abkommens: 

a) Artikel 1 1 gilt entsprechend für Leistungen, deren 
Gewährung nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten Im Ermessen eines Trägers liegt. 

b) 1 . Ist für die Versicherungspflicht nach den deut- 

schen Rechtsvorschriften über die Kranken- 
versicherung auf die erstmalige Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit abzusteilen, so ist die 
erstmalige Aufnahme einer Erwerbstätigkeit im 
Gebiet oder außerhalb des Gebietes der Bun- 
desrepublik Deutschland in gleicher Weise zu 
berücksichtigen. 

2. Ist für die Versicherungspf licht nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften über die Kranken- 
versicherung auf die Verheiratung mit einem 
Mitglied der deutschen Krankenversicherung 
abzustellen, so steht die Verheiratung mit 
einem Mitglied der türkischen Krankenversi- 
cherung gleich. 

11. Zu Artikel 14 des Abkommens: 

a) Sind nach Absatz 3 Satz 1 die türkischen Rechts- 
vorschriften über Krankenversicherung anzuwen- 
den, so wird ein Beitragszuschuß zur Krankenver- 
sicherung der Rentner nicht gewährt 

b) Hält sich ein Bezieher einer Rente aus der deut- 
schen Rentenversicherung gewöhnlich Im Gebiet 
der Türkei auf, so werden Beiträge, die er auf- 
grund der Versicherungspflicht in der deutschen 
Krankenversicherung der Rentner zu zahlen hat. 


6. Sözle^menin 4a maddesi ile ilgili olarak: 

a) A^Qida bellrlenen ve 

— Vukuu sirasinda, kazalinin Federal hukuka 
göre sigortali bulunmadigi, kazalar (meslek 
hastaliklari) nedeni ile, 

— Federal hukuka göre ge 9 memi 9 bulunan sigor- 
talilik sürelerine istinaden yapilacak yardimlara 
ili^kin Alman mevzuati aynen birakilmi^tir. 

b) Rant sigortasi sosyal sigorta mercilerl tarafindan 
yapilan, tibbi ve meslegi te^vik edici ve rehabilitas- 
yon ile ilgili ek öniemlere ili^kin Alman mevzuati 
aynen birakilmi^tir. 

7. Sözle^menin 6 ilä 9 uncu maddelerine ili^kin olarak: 

Sözle^menin 6 ilä 9 uncu maddelerine göre, bir i^pi, 
ülkesinde pali^tigi äkit tarafin mevzuatina tabi d^il 
ise, kendisi ve i^vereni hakkinda, bu äkit tarafin 
sosyal sigorta primleri, müteferrikyardimlarve i^te^- 
viki ve i^izlik sigortasi yönetmeliklerine göre yapilan 
yardmiara ili^kin mevzuati da uygulanmaz. 


8. Sözle^menin 8 inci maddesine ili^kin olarak: 

a) 2 nci fikrada tesbit edilen süre, Sözle^menin yürür- 
lüge girdigi gün gali^makta oiän kimseier igln, ayni 
günden itibaren ba^lar. 

9. Sözle^menin 10 uncu maddesine ili^kin olarak: 

Alman mevzuatina göre, Alman rant sigortasindan 
baglanan aylik veya gelirin, kaza sigortasindan 
yapilan yardimin miktarina etkisi olmasi halinde, ayni 
etki Türk mevzuatina göre ba^lanan ayni mahiyetteki 
aylik veya gelir ipin de söz konusudur. 

10. Sözle^menin 11 inci maddesine ili^kin olarak: 

a) 1 1 inci madde, Alman mevzuatina göre bir Sosyal 
Sigorta Merciinin takdirine göre yapilan yardimlar 
Ipin de aynen geperlidir. 

b) 1. Hastalik sigortasi hakkindaki Alman mev- 

zuatina göre, sigortalilik yükümlülügünün, i$e 
ilk giri^e göre muhafaza edilecek olmasi 
halinde, Almanya Federal Cumhurlyeti ülkesin- 
deki veya di^indaki i^ ilk giri§ ayni ^ekilde 
nazara alinir. 


2. Hastalik sigortasina ili^kin Alman mevzuatina 
göre, sigortalilik yükümlülügünün Alman 
hastalik sigortsinda sigortali olan bir kimse ile 
vaki eviilige göre muhafaza edilecek olmasi 
halinde. Türk Hastalik sigortasi ndaki bir sigor- 
tali ile olan eviilik e^deger kabul edilir. 

11. Sözle^menin 14 üncü maddesine ili^kln olarak: 

a) 3 üncü fikranin 1 inci cümlesine göre, hastalik 
sigortasi hakkindaki Türk mevzuatinin uygulanma- 
sinda, aylik veya gelir sahiplerinin hastalik sigor- 
tasi ipin öngörülen sigorta prim yardimi yapilmaz. 

b) Alman rant sigortasindan bir aylik veya gelir 
almakta olan bir kimse Türkiye'de ikamet ettigi tak- 
dirde, bu kimsenin, aylik veya gelir sahiplerinin 
Alman hastalik sigortasindaki sigortalilik yükümlü- 
lügüne istinaden ödemek mecburiyetinde oldugu 
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durch den zuständigen deutschen Träger der 
Rentenversicherung von der Rente zugunsten des 
zuständigen deutschen Trägers der Krankenver- 
sicherung einbehalten. 

c) Die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei, 
wonach der Rentenantragsteller die Beiträge zu 
der aufgrund des Rentenantrags bestehenden 
Pflichtversicherung bis zum Beginn der Rente 
zunächst selbst zu zahlen hat, sind auf die in 
Absatz 1 genannten Personen nicht anzuwenden. 
Während der zwischen dem Rentenantrag und 
der Erteilung des Rentenbescheides liegenden 
Zeit werden nur Sachleistungen gewährt Sterbe- 
geld und Mutterschaftsgeld werden gewährt, 
nachdem dem Rentenantrag entsprochen worden 
ist Wird der Antrag auf Rente abgelehnt, so sind 
die Kosten für die Sachleistungen vom zuständi- 
gen Träger nicht zu erstatten. 


12. Zu Artikel 15 des Abkommens: 

Zu den Sachleistungen im Sinne des Artikels 15 
gehört der Entbindungspauschbetrag nach den 
deutschen Rechtsvorschriften und das Stillgeld nach 
den türkischen Rechtsvorschriften. Soweit hinsicht- 
lich des türkischen Stillgeldes für die Zeit vor dem 
1 . Januar 1 979 anders verfahren wurde, hat es dabei 
sein Bewenden. 

13. Zu Artikel 27 des Abkommens: 

Satz 1 gilt nicht in bezug auf Leistungen, die deutsche 
Träger der Rentenversicherung nach ihrem Ermes- 
sen gewähren können. 

14. Zu den Artikeln 27 und 28 des Abkommens: 

Bei Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften, 
die die Berechnung der Rente, insbesondere die 
höhere Bewertung von Beitragszeiten bei Zurück- 
legung einer bestimmten Mindestzahl von Versiche- 
rungsjahren oder bei Ausübung einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung mit Sachbezügen von 
bestimmter Dauer betreffen, sind türkische Versiche- 
rungszeiten oder entsprechende türkische Beschäf- 
tigungen nicht zu berücksichtigen, soweit das 
Abkommen nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt Entsprechendes gilt, wenn die Neufest- 
stellung eines bestehenden Rentenanspruchs von 
der Zurücklegung einer bestimmten Anzahl weiterer 
Beitrags- oder gleichgestellter Zeiten abhängig ist 

15. Zu Artikel 28 des Abkommens: 

Bergbauliche Betriebe im Sinne des Absatzes 1 sind 
Betriebe, in denen Mineralien oder ähnliche Stoffe 
bergmännisch oder Steine und Erden überwiegend 
unterirdisch gewonnen werden. 

16. Bei der Anwendung des Abkommens werden 
deutsche Rechtsvorschriften, soweit sie für Perso- 
nen, die wegen ihrer politischen Haltung oder aus 
Gründen der Rasse, des Glaubens oder der Weltan- 
schauung geschädigt worden sind, günstigere Rege- 
lungen enthalten, nicht berührt“ 

Artikel 2 

(1) Dieses Zusatzabkommen gilt auch für die vor seinem 
Inkrafttreten eingetretenen Versicherungsfälle. 

(2) Dieses Zusatzabkommen begründet soweit es nichts 
anderes bestimmt keinen Anspruch auf Zahlung von Leistun- 
gen für die Zelt vor seinem Inkrafttreten. 


sigorta primleri, rant sigortasi yetkili Alman Sosyal 
Sigorta Mercii tarafmdan, hastalik sigortasi yetkili 
Alman Sosyal Sigorta Merciinln nam ve hesabina 
olmak üzere, hak sahiblnln aylik veya gellrinden 
kesillr. 

c) Akit taraflardan birinin, aylik veya gelir baglanmasi 
ipin dilekpe ile ba^vuruda bulunan bir kimsenin, 
bu ba^vurusu nedeni ile dogan sigortahhkyüküm- 
lülügüne istlnaden ve aylik veya gelirin kabulüne 
kadar, primleri bizzat ödemek mecburiyetinde 
oldugu hakkindaki mevzuati, 1 inci fikrada belirti- 
len kimseier hakkinda uygulanmaz. Aylik veya 
gelir bagianmasi hakkindaki dilekpe ile aylik veya 
gelir kararinin tebligi arasindaki süre iperisinde 
sadece sagiik yardimlari yapilir. Cenaze parasi ile 
analik parasi, aylik veya gelir bagianmasi hakkin- 
daki dilekpenin kabul edilmesinden sonra ödenir. 
Aylik veya gelir bagianmasi hakkindaki dilekpenin 
reddedilmesi halinde, sagiik yardimi masraflan 
yetkili Sosyal Sigorta Mercii tarrafindan tazmin 
edilmez. 

12. Söziepmenin 15 inci maddesi ile ilgili oiarak: 

15 inci madde anlamindaki sagiik yardimlanna, 
Alman mevzuatinda öngörülen dogum götürü 
meblagi ile Türk mevzuatinda öngörülen emzirme 
parasi dahildir. Türk emzirme parasi ile ilgili oiarak 1 
Ocak 1979 tarihinden önceki süre ipin bapka pekilde 
hareket edilmip olmasi halinde, yapilan iplemlerle 
yetinilir. 

13. Söziepmenin 27 nci maddesi ile ilgili oiarak: 

1 inci cümle, rant sigortasi Alman Sosyal Sigorta Mer- 
cilerinin kendi takdirleiine göre yapabilecekleri 
yardimlar ipin geperli degildir. 

14. Söziepmenin 27 nci ve 28 inci maddeleri ile ilgili 
oiarak: 

Söziepmede bapka bir hüküm yoksa, Alman mev- 
zuatinin uygulanmasinda; emekli ayligmin hesaplan- 
masi ile ilgili oiarak, özellikle asgari sayidaki sigor- 
tahlik sürelerinin daha yüksek degerlendirilmelerine 
veya belirli süreler ipin ayni yardim söz konusu olmup 
sigortali palipmalar ipin ödenmip prim süreierinin 
degerlendirilmelerine ilipkin olaraK Türkiye'de gepen 
sigortaliiik veya palipma süreleri dikkate ahnmaz. 
Mevcut emekli ayligmin yeniden tesbitinin belirli 
sayida prim Ödeme süresinin veya prim ödeme 
süresinden sayilan sürelerin gepmesine bagii oldugu 
hallerde de ayni uygulama yapilir. 


15. Söziepmenin 28 inci maddesi ile ilgili oiarak: 

1 inci fikra anlamindaki maden ipletmeleri, maden 
veya benzeri maddelerin madenci ler tarafmdan tapve 
topragm daha ziyade yeraltmdan pikariidigi ipletme- 
ierdir. 

1 6. Söziepmenin uygulanmasinda, politik durumlan, veya 
irk, inanp veya dünya görüpleri nedeni ile magdur 
durumda kalmip bulunan kimseier ipin daha uygun 
uygulamalari iperen Alaman mevzuati aynen 
birakilmiptir. 

Madde 2 

(1 ) Bu Ek Anlapma, yürürlüge girmesinden önce vuku bulan 
sigorta vakalan ipin de geperlidir. 

(2) Bu Ek Anipma, akslne bir hüküm yoksa, yürürlüge girme- 
sinden önceki süre ipin, yardimlarm ödenmesi hakkinda hipbir 
talebe mesnet tepkii etmez. 
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(3) Die Rechtskraft früherer Entscheidungen steht der 
Anwendung dieses Zusatzabkommens nicht entgegen. 

(4) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Zusatzabkom- 
mens festgestellt sind, können unterdessen Berücksichtigung 
auch von Amts wegen neu festgestellt werden. Ergibt die Neu- 
feststeilung einen niedrigeren Zahlbetrag, so ist die Rente in 
der Höhe des bisherigen Zahlbetrages weiter zu gewähren. 

(5) Dieses Zusatzabkommen steht der Fortsetzung einer vor 
seinem Inkrafttreten begonnenen freiwilligen Versicherung 
nicht entgegen. 

(6) Die Neufassung des Artikels 4 des Abkommens durch 
Artikel 1 Nummer 4 dieses Zusatzabkommens steht dem Fort- 
bestehen einer vor seinem Inkrafttreten begonnenen Pflicht- 
versicherung in der deutschen Rentenversicherung nicht ent- 
gegen, sofern der Pflichtversicherte oder, wenn er nicht die 
Pflichtversicherung beantragen kann, die Stelle, die dazu 
berechtigt ist, nicht binnen eines Jahres nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Zusatzabkommens gegenüber der Einzugsstelle 
erklärt, daß die Pflichtversicherung ab Inkrafttreten dieses 
Zusatzabkommens beendet sein soll. 

Artikel 3 

Dieses Zusatzabkommen gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Türkei innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Zusatzabkommen bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden werden sobald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht. 

(2) Dieses Zusatzabkommen tritt am ersten Tage des zwei- 
ten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ratifi- 
kationsurkunden ausgetauscht werden. 

(3) Artikel 15 a des Abkommens in der Fassung dieses 
Zusatzabkommens tritt rückwirkend zum 1. Januar 1971 in 
Kraft. Die Artikel 4 a und 28 Absatz 7 des Abkommens sowie 
die Nummer 6 Buchstabe a des Schlußprotokolls zum Abkom- 
men in der Fassung dieses Zusatzabkommens treten bezüg- 
lich der in Artikel 3 des Abkommens in Verbindung mit Num- 
mer 4 des Schlußprotokolls zum Abkommen, jeweils in der am 
31. Dezember 1981 geltenden Fassung, genannten Personen 
rückwirkend zum 1. Januar 1982 In Kraft Der Abschnitt 11 des 
Abkommens bleibt vom rückwirkenden Inkrafttreten des Arti- 
kels 4 a des Abkommens unberührt 

(4) Dieses Zusatzbkommen gilt für dieselbe Dauer wie das 
Abkommen. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses 
Zusatzabkommen unterzeichnet und mit ihren Siegeln ver- 
sehen. 

Geschehen zu Ankara am 2. November 1984 in zwei 
Urschriften, Jede in deutscher und türkischer Sprache, wobei 
Jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist 


Für die Bundesrepbulik Für die Republik Türkei 
Deutschland 

Norbert Blüm Kalemli 

Georg Negwer 


(3) Kesinlik kazanmi^ bulunan ewelki kararlar bu Ek Anla^- 
manin uygulanmasina kar^i durmaz. 

(4) Bu Ek Anla^manin yürürlüge girmeslnden önce tesbit 
edllmi^ bulunan aylik veya gelirler, Ek Anla^ma hükümleri 
nazara alinarak, resen yeniden tesbit edilebilir. Aylik veya gelir- 
lerln yeniden tesbiti, daha dü^ük bir meblaQin ödenmesini 
gerektirdlQi takdirde, aylik veya gelir, daha önceki miktar üze- 
rinden ödenmeye devam edilir. 

(5) Bu Ek Sözle^me, yürürlüQe girmeslnden önce ba^liyan 
istege bagii sigortalihgin devam ettirilmesine mani te^kil etmez. 

(6) Mecburi sigortali veya mecburl sigorta igln kendisi 
müracaat edemlyorsa, yetkill Merci, bu Ek Sözle^menln yürür- 
lüge girmeslnden itibaren biryil zarfinda mecburi sigortalihgin 
bu Ek Sözlesmenin yürürlüge girdigi tarihten itibaren sona 
ermesini prim ödedigi Sigorta Merciine bildirmedigi takdirde, 
bu Ek Sözlesmenin 1 inci maddesinin 4 üncü numarast ile yeni- 
den düzenlenen Sözlesmenin 4 üncü maddesi, yürürlüge gir- 
mesinden önce Alman rant SIgortasinda baslayan mecburi 
sigortalihgin devamina engel teskil etmez. 


Madde 3 

Bu Ek Anlasma, Almanya Federal Cumhuriyeti Hükümeti 
Türkiye Cumhuriyeti Hükümetine, bu Ek Anlasmanin yürürlüge 
girmeslnden sonraki üp ay iserisinde aksine bir beyanda 
bulunmadtgi takdirde Berlin Land'i ipin de geperlidir. 


Madde 4 

(1 ) Bu Ek Anlasma onaylanacaktir; onay belgelerl mümkün 
olan en kisa zamanda, Bonn'da teati edilecektir. 

(2) Bu Ek Anlasma. onay belgelerinin teati edlldigi ayi takip 
eden ikinci ayin birinci günü yürürlüge girer. 

(3) Sözlesmenin, bu Ek Söziesme ile düzenlenen 1 5a mad- 
desi 1.1.1971' den itibaren, 4a maddesi 31.12.1981' deki 
Sekilleri ile 28 inci maddenin 7 nci fikrasi ve bu Ek Söziesme ile 
düzenlenen Nihai Protokolün 6 numarsinin a bendi, Nihai Pro- 
tokolün 4 numarasi ile iliskili Sözlesmenin 3 üncü maddesinde 
belirtllen sahislar ipin 1.1.1982’ den Itibaren yürürlüge girer. 

Sözlesmenin II nci Bölümü, Sözlesmenin 4a maddesinin geriye 
dogru geperli olarak yürürlüge girmeslnden etkilenmez. 


(4) Bu Ek Anlasma aynen, Söziesme süresl Ipin geserlidir. 
Yetkililer, yukaridaki hususlarin tasdikl zimninda olmak üzere, 
bu Ek Aniasmayi imzalamis ve mühürlemislerdir. 


Bu Ek Anlasma, 2 Kasim 1 984 tarihinde Ankara'da Almanca 
ve Türkpe olarak ve her biri ayni derecede bagiayici olarak, iki 
orijinal nüsha halinde düzenlenmistir. 

Türkiye Cumhuriyeti Almanya Federal Cumhuriyeti 
Adina Adina 

Kalemli Georg Negwer 

Norbert Blüm 
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Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens vom 30. April 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei 
über Soziale Sicherheit 

Türkiye Cumhuriyeti 
ile Almanya Federal Cumhuriyeti 
arasindaki 

30 Nisan 1964 tarihli Sosyal Güvenlik 
Sözle^mesinin uyguianmasi 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Türkei 

haben in Anwendung des Artikels 48 Absatz 1 des Ab- 
kommens vom 30. April 1964 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Türkei über Soziale Sicherheit, 
im folgenden als „Abkommen“ bezeichnet, folgendes verein- 
bart; 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

In den folgenden Bestimmungen werden die im Abkommen 
angeführten Ausdrücke in der dort festgelegten Bedeutung 
verwendet. 

Artikel 2 

Den nach Artikel 48 Absatz 2 des Abkommens eingerichte- 
ten Verbindungsstellen obliegt im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
die allgemeine Aufklärung der in Betracht kommenden Perso- 
nen über die Rechte und Pflichten nach dem Abkommen. 

Artikel 3 

Die nach Artikel 48 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und die nach Artikel 48 Absatz 3 Satz 2 des 
Abkommens zuständigen Träger vereinbaren unbeschadet 
des Artikels 48 Absatz 1 und des Artikels 15 a Absatz 1 des 
Abkommens und unter Beteiligung der zuständigen Behörden 
jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich die Verwaltungsmaß- 
nahmen, die zur Durchführung des Abkommens notwendig 
und zweckmäßig sind. 

Artikel 4 

(1) Soweit es sich nicht bereits aus den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften ergibt, haben die in Artikel 43 Absatz 1 des 
Abkommens genannten Stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
einander und den betroffenen Personen die Tatsachen mit- 
zuteilen und die Beweismittel zur Verfügung zu stellen, die zur 
Sicherung der nach in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens 
genannten Rechtsvorschriften, der nach dem Abkommen und 
der nach dieser Vereinbarung bestehenden Rechte und 
Pflichten der Beteiligten erforderlich sind. 

(2) Hat eine Person nach den in Artikel 2 Absatz 1 des 
Abkommens genannten Rechtsvorschriften, nach dem 
Abkommen oder nach dieser Vereinbarung die Pflicht, dem 
Träger oder einer anderen Stelle bestimmte Tatsachen mit- 


Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti 
ile 

Almanya Federal Cumhuriyeti Hükümeti 

Türkiye Cumhuriyeti ile Almanya Federal Cumhuriyeti 
arasindaki 30 Nisan 1964 tarihli Sosyal Güvenlik Sözie^mesi- 
nin 48 inci maddesinin 1 inci fikrasi hükmüne istinaden, a^aQi- 
daki hususlarda anla^maya varmi^lardir: 


Bölüm I 

Genei Hükümler 
Madde 1 

Takip eden madde hükümlerinde, Sözle^mede bildirilen 
tabirler, Sözie^mede saptanan anlamlari ile kullaniimaktadir. 


Madde 2 

Sözle^menin 48 inci maddesinin 2 nci fikrasi uyarinca kuru- 
lan irtibat Bürolari, kendi yetkileri gergevesi dahiiinde, iigili kim- 
selerin Söziegmeye göre olan hak ve vecibeleri hakkinda genel 
agikiamada buiunma yetkisine sahiptider. 

Madde 3 

Söziegmenin 48 inci maddesinin 2 nci fikrasi uyarinca kuru- 
lan Irtibat Bürolari Ile Söziegmenin 48 inci maddesinin 3 üncü 
fikrasinin 2 nci cümlesine göre yetklli olan Sosyal Sigorta Mer- 
cileri, Söziegmenin 48 inci maddesinin 1 inci fikrasi ve 15a 
maddesinin 1 inci fikrasi hükümler! haleldar olmaksizin ve 
yetkili makamlarin igtiraki suretiyle, kendi yetki alanlarinda, 
Söziegmenin uyguianmasi igln gerekli ve yararli olan idan 
öniemleri kararlagtirirlar. 

Madde 4 

(1) Uygulanacak mevzuatta belirlenmemig olan hallerde, 
Söziegmenin 43 üncü maddesinin 1 inci fikrasinda bildirilen 
mercilerin, kendi yetkileri dahiiinde, birbirierine ve iigili kimse- 
iere, Söziegmenln 2 nci maddesinin 1 inci fikrasinda bildirilen 
mevzuat ile ilgililerin, Söziegmeden ve bu Aniagmadan dogan 
hak ve vecibelerin güvence altinda tutulmasi igin iüzumiu olan 
gergekleri bildirmeleri ve kanitlayici belgeleri vermeleri gerek- 
iidir. 


(2) E^er bir kimse, Söziegmenin 2 nci Maddesinin 1 inci fik- 
rasinda bildirilen mevzuata, Söziegme hükümlerine veya bu 
Anlagmaya göre, belirii gergekleri Sosyal Sigorta Mercii'ne 
veya bagka bir merciye bildirmekle yükümiü ise, bu yükümlü- 
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Zuteilen, so gilt diese Pflicht auch in bezug auf entsprechende 
Tatsachen, die im Gebiet der anderen Vertragspartei oder 
nach deren Recht gegeben sind. Dies gilt auch, soweit eine 
Person bestimmte Beweismittel zur Verfügung zu stellen hat. 

Artikel 5 

(1 ) In den Fällen der Artikel 6 und 9 des Abkommens erteilt 
der zuständige Träger im Gebiet der Vertragspartei, deren 
Rechtsvorschriften anzuwenden sind, der betreffenden Per- 
son auf Antrag eine Bescheinigung darüber, da8 sie diesen 
Rechtsvorschriften untersteht 

(2) In der Bundesrepublik Deutschland stellt der Träger der 
Krankenversicherung diese Bescheinigung auch für die übri- 
gen Versicherungszweige aus. Ist eine Person nur in der 
Unfallversicherung versichert so wird die Bescheinigung vom 
zuständigen Träger der Unfallversicherung ausgestellt 

(3) In der Türkei wird die Bescheinigung von derjenigen in 
Artikel 48 Absatz 2 des Abkommens aufgeführten Verbin- 
dungsstelle ausgestellt die für die betreffende Person zuletzt 
als Verbindungsstelle zuständig war. 


Artikel 6 

Geldleistungen an Empfänger im Gebiet der anderen Ver- 
tragspartei können unmittelbar oder unter Einschaltung von 
Verbindungsstellen ausgezahlt werden. Artikel 16, Artikel 23 
Absatz 7 und Artikel 33 a des Abkommens bleiben unberührt. 

Artikel 7 

Bei Anwendung des Artikels 46 Absatz 1 des Abkommens 
sind Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe von der Stelle 
der einen Vertragspartei, bei der sie eingereicht worden sind, 
unverzüglich an die zuständige Stelle der anderen Vertrags- 
partei weiterzuleiten. 


Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

KapHell 

Versicherungen für den Fall der Krankheit 
und der Mutterschaft 

Artikel 8 

(1) Für den Bezug von Geldleistungen bei Aufenthalt im 
Gebiet der Vertragspartei, in der der zuständige Träger nicht 
seinen Sitz hat, legt die betreffende Person innerhalb von drei 
Tagen nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit dem Träger des Auf- 
enthaltsortes eine ärztliche Bescheinigung über ihre Arbeits- 
unfähigkeit vor. Der Träger des Aufenthaltsortes überprüft und 
bestätigt die Arbeitsunfähigkeit der Person innerhalb von drei 
Tagen in gleicher Weise wie bei seinen eigenen Versicherten 
und teilt das Ergebnis unverzüglich dem zuständigen Träger 
mit. 

(2) Geht die Arbeitsunfähigkeit über die voraussichtliche 
Dauer hinaus, so gilt Absatz 1 entsprechend. 

Artikel 9 

Für die Anwendung des Artikels 15 des Abkommens stellt 
der zuständige Träger auf Verlangen eine Bescheinigung über 
den Anspruch aus. 

Artikel 10 

(1 ) Die von den türkischen T rägern aufgewendeten Beträge 
für die sich gewöhnlich in der Türkei aufhaltenden Familienan- 
gehörigen der Versicherten deutscher Träger und für die in 


lük, diger äkit taraf ülkesinde veya bu taraf mevzuatina göre 
mevcut bulunan ayni mealdeki gerpekler ipin de söz konusu- 
dur. Bu husus bir kimsenin, beiirii beigeleri emre amade tut- 
masini gerektiren haller ipin de geperlidir. 

Madde 5 

(1) Sözle^menin 6 ve 9 uncu maddesi hallerinde, mevzuati 
uyguianacak oian äkit taraftaki yetkili Sosyal Sigorta Mercii, 
ilgili kimsenin dilekge ile ba^vurusu üzerine, bu kimsenin bu 
taraf mevzuatina tabi oldugunu belirten bir beige verir. 

(2) Almanya Federal Cumhuriyetinde, hastalik sigortasi 
sosyal sigorta mercii, bütün sigorta dallan ipin bir beige düzen- 
ler. Eger bir kimse sadece kaza sigortasinda sigortali ise, 
beige kaza sigortasinin yetkili Sosyal Sigorta Mercii tarafindan 
düzenlenir. 

(3) Bu beige, Türkiye'de; ilgili kimse, son defa Sözle^menln 
2nci maddesinde Türkiye bakimindan sayilan mevzuatlardan 
hangisine tabi ise, o mevzuati uygulamakla yükümlü olup, söz- 
le^menin 48 inci maddesinin 2 nci fikrasinda beiirtilen jrtibat 
Mercii tarafindan düzenlenir. 

Madde 6 

Para yardimlari, diger äkit taraf ülkesindeki hak sahibine ya 
dogrudan dogruya veya bu tarafin liHbat Bürolarinin araciligi 
ile ödenir. Sözle^menln 16 nci maddesi, 23 üncü maddenin 7 
nci fikrasi ve 33a maddesi aynen gegerlidir. 

Madde 7 

Sözle^menin 46 nci maddesinin 1 1nci fikra hükmünün uygu- 
lanmasinda, bir äkit tarafin Mercii'ne verilen dilekpe, apiklama 
ve itiraznameler, bu Merci tarafindan, vakit gegirilmeksizin, 
diger äkit tarafin yetkili Mercii'ne iletilir. 


BÖLÜM II 
özel Hükümler 
Kisim I 

Hastalik ve Analik Sigortalan 


Madde 8 

(1) Yetkili Sosyal Sigorta Mercii'nin merkezinin bulunmadigi 
äkit taraf ülkesindeki ikamethalinde, parayardimiarindan yarar- 
lanilabilmesi ipin, ilgili kimse, i^göremezligin ba^iamasini takip 
eden üp gün ipersinde, ikamet mahailindeki Sosyal Sigorta 
Mercii'ne, ipgöremeziigini kanitiayan bir doktor raporu ibraz 
eder. ikamet mahailindeki Sosyal Sigorta Mercii, aynen kendi 
sigortalilari ipin yaptigi bipimde, ipgöremeziigi tetkik ve key- 
fiyeti, üp gün Iperisinde, tay'iden yetkili sosyal sigorta mercii'ne 
biidirir. 

(2) Hastalik durumununtahminisüreyiapmasihalindel Inci 
fikra hükümleri geperlidir. 

Madde 9 

Söziepmenin 15 inci maddesinin uygulanmasi bakimindan, 
yetkili Sosyal Sigorta Mercii, istek üzerine, bir yardim talep bei- 
ges! düzenler. 

Madde 10 

(1) Türk Sosyal Sigorta Mercileri tarafindan, Almanya'daki 
Sosyal Sigorta Mercilerindeki sigortaliiarin kanunen Türkiye'de 
ikamet eden alle feiHerine ve Söziepmenin 14 üncü mad- 
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Artikel 1 4 Absatz 1 Satz 1 des Abkommens genannten und bei 
deutschen Trägern versicherten Personen und deren Familie- 
nangehörige werden für die Zeit ab 1 . Januar 1 971 nach Pau- 
schalbeträgen erstattet. Nummer 1 1 Buchstabe c des Schluß- 
protokolls zum Abkommen bleibt unberührt. 

(2) Die nach Artikel 48 Absatz 2 des Abkommens für die 
Krankenversicherung eingerichteten Verbindungsstellen ver- 
einbaren die Einzelheiten der pauschalen Abrechnung und die 
Höhe der Pauschalbeträge. 

(3) Soweit für Zeiten vor dem inkrafttreten dieser Vereinba- 
rung abweichend von Artlkei 15 a Absatz 2 des Abkommens 
verfahren wurde, hat es dabei sein Bewenden. 

Artikel 11 

Für die Gewährung des Entbindungspauschbetrages ste- 
hen den nach den deutschen Rechtsvorschriften erforderii- 
chen ärztiichen Untersuchungen entsprechende Untersu- 
chungen nach den türkischen Rechtsvorschriften gleich. 

Kapitel 2 

Unfallversicherung 

Artikel 12 

(1) Für die Anzeige des Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) 
gelten die Rechtsvorschriften der Vertragspartei, nach denen 
die Versicherung besteht. 

(2) Die Anzeige wird dem zuständigen Träger erstattet. Er 
unterrichtet davon unverzüglich den Träger des Aufenthaltsor- 
tes. Die Anzeige kann auch diesem erstattet werden. Er über- 
sendet die Anzeige unverzüglich dem zuständigen Träger. 

Kapitel 3 

Versicherungen für den Fall der Invalidität, 
des Alters und des Todes (Renten) 

Artikel 13 

Die in Artikel 48 Absätze 2 und 3 des Abkommens bezeich- 
neten Träger erstellen jährlich zum 31. Dezember über die in 
das Gebiet der anderen Vertragspartei vorgenommenen Zah- 
lungen Statistiken, die Angaben über Zahl und Gesamtbetrag 
der nach Rentenarten gegliederten Renten und Abfindungen 
enthalten. Diese Statistiken werden ausgetauscht. 

Abschnitt III 
Verschiedenes 

Artikel 14 

Werden personenbezogene Daten oder Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisse aufgrund des Abkommens oder dieser 
Vereinbarung von einer Vertragspartei in die andere weiterge- 
geben, so gilt sowohl für die Weitergabe als auch für die Ver- 
wendung das Jeweilige innerstaatliche Recht über den Schutz 
von personenbezogenen Daten sowie Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen. 

Abschnitt IV 
Schlußbestimmungen 

Artikel 15 

Diese Vereinbarung gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der Regierung der Republik Türkei innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten der Vereinbarung eine gegentei- 
lige Erklärung abgibt. 


desinin 1 IncI fikrasinin 1 inci cümlesinde belirtilen ve Alman 
Sosyal Sigorta Mercilerinde sigortali bulunan kimseiere ve 
buniarin alle fertlerine yapilan masraflar 1 Ocak 1971 tarihin- 
den itibaren götürü meblagiar üzerinden tazmin edilecektir. 
Nihal Protokolün 1 1 numarasinin c bendi aynen kalmi^tir. 

(2) Sözie^menin 48 inci maddeslnin 2 nci fikrasina göre 
hastalik sigortasi ipin kurulan irtibat Bürolan, götürü hesapla^- 
maya ili^kln ayrintiiari ve götürü meblagiarin miktarini karar- 
la^tinrlar. 

(3) Bu Ania^manin yürüriüge girmesinden önceki süre- 
lerde, Sözle^menin 15a maddeslnin 2 nci fikrasina aykiri ola- 
rak hareket edllmi^ oimasi halinde, yapilan i^lemlerle yetinilir. 

Madde 11 

Dogum götürü meblagmin ödenmesinde, Alman mevzuatina 
göre gerekli olan hekim muayeneleri Ile Türk mevzuatina göre 
olan ayni mahiyetteki muayeneler e?deäerdedir. 


Kisim 2 
Kaza Sigoitasi 

Madde 12 

( 1 ) kazasinin (meslek hastaligmin) bildirllmesinde, sigor- 
taliliQin mevcut oldugu äkit taraf mevzuati geperlidir. 

(2) i§ kazasi veya meslek hastahgi yetkili Sosyal Sigorta 
Mercii'ne bildihlir. Yetkili Sosyal Sigorta Mercii, durumu vakit 
gepirmeksizln, ikamet mahallindeki Sosyal Sigorta Mercii'ne 
bildlrir. i^kazasi veya meslek hastaliQi ikamet mahallindeki 
Sosyal Sigorta Mercii'ne de blldirliebilir. Bu takdirde mercl, bil- 
diriyi, vakit gepirmeksizln yetkili Sosyal Sigorta Mercii'ne gön- 
derir. 

Kisim 3 

Malullük, Ya^lilik ve Ölüm Sigortalan 


Madde 13 

Sözle^menin 48 Inci maddeslnin 2 ve 3 uncü fikraiarinda 
belirtilen Sosyal Sigorta Mercilerl, her yil 31 Aralik tarihine 
kadar, diger äkit taraf ülkesine yapilan ödemeiere ait, aylik veya 
gelirlerln sayisini ve meblagiarin toplamini ve toptan ödemeleri 
iperen istatistikler düzenlerler. Bu istatistikler teati edilir. 

BÖLÜM III 
Qe^itli Hükümler 
Madde 14 

Ki^ilere alt donelerin veya l$ietme-veya müessese sirlarinin 
Sözle?meye veya bu Anla?maya istinaden bir äkit taraftan 
digerine iietilmesini gerektiren hallerde, gerek iletilmesi 
gerekse kullanilmasi bakimindan, ki^llere ait donelerin ve keza 
i?letme-ve müessese sirlarinin korunmasi hakkindaki ip 
mevzuat hükümleri geiperlldir. 

BÖLÜM IV 
Nihai Hükümler 
Madde 15 

i?bu Anla^ma, Almanya Federal CumhurlyetI Hükümetinin, 
Türkiye Cumhuriyet Hükümetine kar$i, Anla^manin yürürlüge 
girmesinden sonraki Ü 9 ay iperisinde aksine bir beyanda 
bulunmamasi halinde, Berlin Land'i ipin de ge 9 erlidir. 
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Artikel 16 

Diese Vereinbarung tritt in Kraft, sobald beide Regierungen 
einander mitgeteilt haben, da0 die nach innerstaatlichem 
Recht für ihr Inkrafttreten erforderlichen Voraussetzungen vor- 
liegen. Sie ist von dem Tage des Inkrafttretens des Abkom- 
mens an anzuwenden. 


Geschehen zu Ankara am 2. November 1984 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und türkischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung Für die Regierung 

der Bundesrepublik Deutschland der Republik Türkei 

Norbert Blüm Kalemli 

Georg Negwer 


Madde 16 

i^bu Anl^ma, her iki Hükümetin, dahili mevzuatina göre 
yürürlük ipin gerekli oian ^rtiann mevcut oldugunu derhal bir- 
birlerine bildirmelerini takiben yürürlüge girer. Anla^ma, Söz- 
le^menin yürürlük tarihinden itibaren uygulanir. 


Bu Anla§ma, 2 Kasim 1 984 tarihinde Ankara'da Almanca ve 
Türkpe olmak üzere ve her iki metin de ayni derecede bagiayici 
olarak, iki orijinal nüsha halinde düzenlenmi^tir. 

Türkiye Cumhuriyeti Almanya Federal Cumhuriyeti 
Hükümeti Hükümeti 

Adina Adina 

Kalemli Georg Negwer 

Norbert Blüm 
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Denkschrift zum Zusatzabkommen 
I. Allgemeines 

Das Zusatzabkommen vom 2. November 1984 ändert 
und ergänzt das deutsch-türkische Abkommen über 
Soziale Sicherheit vom 30. April 1964 (BGBl. 1965 II 
S. 1169), geändert durch das Änderungsabkommen 
vom 28. Mai 1969 (BGBl. 1972 II S. 1) und das Zwi- 
schenabkommen vom 25. Oktober 1974 (BGBl. 1975 II 
S. 373). Durch das Zusatzabkommen wird das Abkom- 
men an die in beiden Staaten zwischenzeitlich eingetre- 
tene Rechtsentwicklung und an die mit dritten Staaten 
abgeschlossenen neueren Abkommen angepaßt. 

Die materiell wichtigste Änderung ist die teilweise 
Zurücknahme der Auswirkungen des am 1 .Januar 1982 
in Kraft getretenen neuen Auslandsrentenrechts im 
Verhältnis zur Türkei. Das neue Auslandstentenrecht 
bestimmt, daß auch Rentner, die im Ausland wohnen, 
Leistungen - wenn auch in eingeschränktem Umfang - 
erhalten. Infolge der rechtstechnischen Ausgestaltung 
des deutsch-türkischen Abkommens hat es zu einer 
Einschränkung der Leistungen für Rentner, die in der 
Türkei wohnen, geführt, die vom Gesetzgeber so nicht 
beabsichtigt war. Künftig erhalten Rentner, die in der 
Türkei wohnen, rückwirkend zum 1 . Januar 1 982 wieder 
Berufsunfähigkeits- sowie Bergmannsrenten wegen 
verminderter bergmännischer Berufsfähigkeit, auch 
wenn der Versicherungsfall in der Türkei eingetreten ist, 
Beitragszuschuß zur Krankenversicherung der Rentner, 
soweit das im Abkommen vorgesehen ist, sowie Kinder- 
zuschüsse zu Versichertenrenten, soweit diese auch für 
Rentner in Deutschland gewährt werden (also nicht in 
Versicherungsfällen ab 1 . Januar 1 984). Berufsunfähig- 
keits- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, bei denen die 
Berufsunfähigkeit und Erwerbsunfähigkeit nicht aus- 
schließlich auf dem Gesundheitszustand beruhen - sog. 
Arbeitsmarktrenten - sollen jedoch auch künftig nicht in 
die Türkei geieistet werden. 

Die Änderung erfolgt dadurch, daß ein Aufenthalt im 
Gebiet des einen Vertragsstaates dem Aufenthalt im 
Gebiet des anderen Vertragsstaates gemäß Artikel 1 
Nr. 5 gleichgeachtet wird (sog. Gebietsgleichstellung). 

Das Abkommen mit der Türkei wird durch die Neurege- 
lung insoweit an die entsprechenden Verträge mit ande- 
ren Staaten (z. B. mit Jugoslawien, Spanien, Portugal 
u. a.) angepaßt. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
dazu auch international, insbesondere durch Artikel 1 2 
der Europäischen Sozialcharta, verpflichtet. 


II. Besonderes 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Neufassung berücksichtigt die türkischerseits 
infolge des erweiterten sachlichen Geltungsbereichs 
des Abkommens gegebenen Zuständigkeiten. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Der in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens umschriebene 
sachliche Geltungsbereich wird deutscherseits um die 
Altershilfe für Landwirte, türkischerseits durch die Pen- 
sionsversicherungen der Selbständigen sowie weitere 
Sozialversicherungen erweitert. 

Zu Artikel 2 des Abkommens sind unter Nummer 32 (Zif- 
fer 2 des Schlußprotokolls) ergänzende Regelungen 
enthalten. Die in Buchstabe a getroffene Regelung trägt 
dem Umstand Rechnung, daß die hüttenknappschaft- 
liche Zusatzversicherung und die Altershilfe für Land- 
wirte nicht in die innerstaatlichen Vorschriften über die 
Wanderversicherung einbezogen sind. Die in Buchstabe 
b enthaltene Regelung soll klarstellen, daß die gleichzei- 
tige Anwendung weiterer Abkommen oder überstaat- 
licher Regelungen (EG-Recht) einschließlich der sog. 
multilateralen Zusammenrechnung der Versicherungs- 
zeiten ausgeschlossen Ist. Buchstabe c enthält hiervon 
eine Ausnahme. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

In Artikel 3 des Abkommens wird der persönliche Gel- 
tungsbereich des Abkommens unter Einbeziehung 
bestimmter Drittstaatsangehöriger neugefaßt - vgl. 
auch Nummer 32 (Ziffer 4 des Schlußprotokolls). 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die Neufassung des Artikels 4 - Gleichstellung der 
Staatsangehörigen der Vertragsstaaten und anderer 
Personen bei der Anwendung der Rechtsvorschriften 
der Vertragsstaaten - entspricht der bisherigen Rege- 
lung, erfaßt also nicht Drittstaatsangehörige. Nummer 
32 (Ziffern 4 und 5 des Schlußprotokolls) enthält ergän- 
zende, hauptsächlich einschränkende Bestimmungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Durch die Einfügung des neuen Artikels 4 a wird der 
Grundsatz der Gleichstellung der Hoheitsgebiete der 
Vertragsstaaten zur Sicherstellung des uneinge- 
schränkten Leistungsexports in den anderen Vertrags- 
staat im Abkommen verankert. Zur Erläuterung wird auf 
die Ausführungen zu I. - Allgemeines - verwiesen. Num- 
mer 32 (Ziffer 6 des Schlußprotokolls) enthält Ein- 
schränkungen. 

Artikel 1 Nr. 6 bis 1 0 betreffen die Kollisionsnormen 
des Abkommens. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Diese lediglich redaktionelle Änderung paßt Artikel 5 
des Abkommens an die nachfolgenden Artikel 6 bis 9 
an. 
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Zu Artikel 1 Nr. 7 

Mit der Neufassung des Artikels 6 Abs. 1 des Abkom- 
mens wird die zurZeit geltende Befristung mit Verlänge- 
rungsmöglichkeit der Anwendung der Rechtsvorschrif- 
ten des Vertragsstaats, aus dem ein Arbeitnehmer zu 
einer vorübergehenden Arbeitsleistung in den anderen 
Vertragsstaat entsandt wird, aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung aufgehoben. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Die Neufassung des Artikels 8 des Abkommens enthält 
Bestimmungen für öffentliche Bedienstete in Anpas- 
sung an die neueren Abkommen mit dritten Staaten - 
vgl. auch Nummer 32 (Ziffer 8 des Schlußprotokolls). 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Der in das Abkommen neu eingefügte Artikel 8 a stellt in 
Übereinstimmung mit Ziffer 5 des Schlußprotokolls zum 
geltenden Abkommen klär, daß die Kollisionsnormen 
der Artikel 5 bis 8 auch für andere Personen als Arbeit- 
nehmer gelten sollen (z. B. Lehrlinge, Selbständige). 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

Die Neufassung des Artikels 9 des Abkommens 
ermächtigt insbesondere die beiderseitigen Ministerien, 
die ihnen nach der Bestimmung obliegenden Verwal- 
tungsaufgaben auf andere Stellen - deutscherseits wird 
hierbei besonders an den Bundesverband der Ortskran- 
kenkassen gedacht - zu übertragen. Die beiden letzten 
Sätze der Bestimmung enthalten - aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung - Fiktionen des Beschäfti- 
gungsortes. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 

Die neugefaßte Bestimmung entspricht inhaltlich dem 
bisherigen Artikel 1 0 Abs. 1 des Abkommens - vgl. auch 
Nummer 32 (Ziffer 9 des Schlußprotokolls). Der bishe- 
rige Absatz 2 hat wegen der Entwicklung des inner- 
staatlichen Rechts seine praktische Bedeutung verlo- 
ren. Die Streichung des bisherigen Absatzes 3 beruht 
auf der Neufassung der Artikel 27 ff. des Abkommens. 

Artikel 1 Nr. 1 2 bis 18 und Nr. 32 (Ziffern 10 bis 12 des 
Schlußprotokolls) betreffen die Versicherungen für den 
Fall der Krankheit und der Mutterschaft. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 

Der neugefaßte Artikel 1 2 des Abkommens regelt die 
Gewährung von Leistungen an Personen, die sich im 
anderen Vertragsstaat aufhalten, im wesentlichen über- 
einstimmend mit dem geltenden Recht. Die Neufassung 
war wegen des neuen Artikels 4 a des Abkommens not- 
wendig. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 

Die Streichung des bisherigen Artikels 1 3 erfolgte 
wegen der Neufassung des Artikels 12 des Abkom- 
mens. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 

Die Bestimmung betrifft die Krankenversicherung der 
Rentner. Buchstabe a enthält lediglich eine redaktio- 


nelle Änderung. Buchstabe b paßt die geltende Zustän- 
digkeitsregelung an das insoweit in beiden Vertrags- 
staaten geänderte innerstaatliche Recht an. 

Buchstabe c enthält eine Kollisionsnorm - entspre- 
chend der Regelung in anderen Abkommen - in Anknüp- 
fung an den doppelten Rentenbezug und nicht mehr an 
die sich daraus ergebende Versicherungspflicht. Buch- 
stabe d enthält - aus Gründen der Verwaltungsverein- 
fachung - eine Regelung über die Zuständigkeitsab- 
grenzung bei Wohnortwechsel des Rentenbeziehers. 
Nummer 32 (Ziffer 11 des Schlußprotokolls) enthält 
ergänzende Regelungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 

Artikel 1 5 des Abkommens regelt die Sachleistungs- 
aushilfe. Die Bestimmung ist - ohne inhaltliche Ände- 
rung - redaktionell überarbeitet und - in Absatz 1 - 
bezüglich der Zuständigkeitsregelung an inzwischen 
geändertes innerstaatliches Recht angepaßt worden - 
vgl. auch Nummer 32 (Ziffer 12 des Schlußprotokolls). 

Zu Artikel 1 Nr. 16 

Der neu eingefügte Artikel 15a des Abkommens enthält 
in Ergänzung zu Artikel 17 eine auch im Verhältnis zu 
den anderen Vertragsstaaten in der Praxis bewährte 
Regelung über eine pauschalierte Kostenerstattung 
sowie über die Berechnung der Pauschalbeträge, wie 
sie bereits seit 1971 von den Krankenversicherungsträ- 
gern beider Vertragsstaaten angewendet wird (vgl. 
auch Artikel 4 Abs. 3 Satz 1 ). 

Zu Artikel 1 Nr. 17 

Artikel 16 des Abkommens mußte wegen des neuen 
Artikels 4 a des Abkommens - ohne inhaltliche Ände- 
rung - neugefaßt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 18 

Die Streichung des Artikels 1 8 Abs. 1 des Abkommens 
ist eine Folge der Neufassung des Artikels 1 2 Abs. 3 des 
Abkommens. 


Zu Artikel 1 Nr. 19 

Der Abschnitt IV des Abkommens - Unfallversicherung 
- wurde ohne inhaltliche Änderung neugefaßt. Er enthält 
insbesondere die üblichen Regelungen über die Berück- 
sichtigung von im anderen Vertragsstaat eingetretenen 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten für die Feststel- 
lung des Leistungsanspruchs (Artikel 20, 21). Ferner 
bestimmt Artikel 22, daß Personen, die wegen eines 
Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit Anspruch auf 
Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates haben, diese auch bei Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat erhalten. Die Sachleistungen 
werden nach den Rechtsvorschriften des Aufenthalts- 
staates von den dortigen Versicherungsträgern 
erbracht: die Kosten werden von der Versicherung der 
betreffenden Personen im Herkunftsstaat erstattet 
(Artikel 23, 24). Wegen inzwischen erfolgter Änderung 
des deutschen Rechts (§616 Abs. 1 RVO) sowie wegen 
des neuen Artikels 4 a ist Artikel 25 des Abkommens 
nicht mehr erforderlich. 
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Zu Artikel 1 Nr. 20 

Die Streichung des Artikeis 26 des Abkommens trägt 
dem Umstand Rechnung, daß nach der Ziffer 5 Buch- 
stabe d des Schiußprotokolis zum Abkommen in der 
Fassung dieses Zusatzabkommens die nach Artikel 4 
den deutschen Staatsangehörigen gleichgesteliten 
Personen bei Auslandsaufenthait nicht zur freiwiiiigen 
Versicherung in der deutschen Rentenversicherung 
berechtigt sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 21 bis 24 und Nr. 32 (Ziffern 13 
bis 15 des Schlußprotokolls) 

Die neugefaßten Artikel 27 bis 29 des Abkommens ent- 
haiten Bestimmungen über die Leistung von Renten der 
Rentenversicherung in Anpassung an inzwischen geän- 
dertes innerstaatiiches Recht beider Vertragsstaaten 
sowie an die entsprechenden Regeiungen in den mit 
Drittstaaten geschlossenen neueren Abkommen. 

Artikel 1 Nr. 21 enthält eine Neufassung der Bestim- 
mung über die Zusammenrechnung der in beiden Ver- 
tragsstaaten zurückgelegten Versicherungszeiten für 
den Erwerb des Rentenanspruchs (Wartezeit), die bis- 
her in Artikel 27 Nr. 1 des Abkommens enthalten war. 
Entfallen sind die in Artikel 27 Nr. 2 und 3 bisher enthal- 
tenen Regelungen über die Pro-rata-temporis-Berech- 
nung der Rente und über die Übernahme von Versiche- 
rungszeiten von weniger als 6 Monaten durch den ande- 
ren Vertragsstaat zur Vermeidung von Kleinstrenten 
sowie die in Artikei 28 enthaltene Zulagenregelung. 
Diese Regelungen waren insbesondere für die deut- 
schen Versicherungsträger bisher mit sehr großem Ver- 
waltungsaufwand verbunden, da sie eine mehrfache 
Rentenberechnung erforderten und durch den notwen- 
digen Schriftverkehr mit den türkischen Trägern (Mittei- 
iung der Höhe der türkischen Rente war erforderiich) 
zusätzlich zu erheblichen Verzögerungen im zwischen- 
staatiichen Rentenfeststellungsverfahren führten. 

Die bisher in Artikel 29 des Abkommens enthaltene 
Regelung über die Zuordnung knappschaftiicher Bei- 
tragszeiten befindet sich nunmehr in dem durch Artikel 1 
Nr. 22 neugefaßten Artikel 28 (Absatz 1 ). Diese Bestim- 
mung enthält im übrigen die üblichen, für den deutschen 
Versicherungsträger maßgeblichen Regeln zur Anwen- 
dung des Abkommens. Die Absätze 3 und 4 enthaiten 
die übiichen Regeiungen über eine vereinfachte Pro- 
rata-temporis-Berechnung von Zurechnungszeiten und 
von Kinderzuschüssen zu Waisenrenten. Absatz 7 ver- 
bietet in Anlehnung an das neue Auslandsrentenrecht 
(§ 1321 Abs. 1 RVO) den Export sog. Arbeitsmarktren- 
ten in die Türkei (vgl. die Ausführungen unter I. Allgemei- 
nes). 

Artikei 1 Nr. 23 enthäit die Neufassung der bisher in Arti- 
kel 31 vorgesehenen näheren Regelungen für die 
Anwendung der türkischen Rechtsvorschriften, insbe- 
sondere über die Gleichstellung der in bergbaulichen 
Betrieben unter Tage zurückgeiegten Beitragszeiten 
sowie über die Pro-rata-temporis-Berechnung der türki- 
schen Rente. 

Zu Artikei 1 Nr. 25 

Die bisher in Artikel 35 enthaltene Regelung über die 
Zahlung von Renten aus sog. Fremdzeiten wurde als für 


die deutsche Seite einseitig geltende Bestimmung in 
Anpassung an die neueren Abkommen in das Schluß- 
protokoli (Ziffer 6 Buchstabe a) eingefügt. 

Zu Artikel 1 Nr. 26 

Die neugefaßten Zitierungen sind notwendige Folge- 
änderungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 

Die Neufassung des Artikels 43 erfolgte zur Anpassung 
an die entsprechende Regelung in den neueren Abkom- 
men mit dritten Staaten. 

Zu Artikel 1 Nr. 28 

Die in Artikel 46 Abs. 2 neu aufgenommene Regelung 
dient der Vermeidung von Rechtsnachteiien für die unter 
das Abkommen feilenden Personen. Darüber hinaus 
wird sichergesteiit, daß der Antragsteller in der ihm vom 
Gesetzgeber eingeräumten Mögiichkeit, den Eintritt des 
Versicherungsfalls des Alters selbst zu bestimmen, 
nicht durch das Abkommen beeinträchtigt wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 29 

Die Änderungen in Artikel 48 Abs. 2 waren im Hinblick 
auf geändertes innerstaatliches Recht sowie wegen 
des erweiterten sachlichen Geitungsbereichs des 
Abkommens (insbesondere Artikel 2 Abs. 1 Nr. 2) not- 
wendig. Die Neufassung des Absatzes 3 grenzt die 
Zuständigkeit der deutschen Verbindungsstelien für die 
Rentenversicherung der Arbeiter ab und entspricht den 
Regelungen in den neueren Abkommen mit anderen 
Staaten. 

Zu Artikel 1 Nr. 30 

Die bisherige Bestimmung des Artikels 52 über die Fort- 
setzung einer freiwilligen Versicherung wird durch eine 
entsprechende Vorschrift in Artikel 2 Abs. 5 dieses 
Zusatzabkommens ersetzt. 

Zu Artikel 1 Nr. 31 

Die Notwendigkeit der Streichung ergab sich aus der 
Rechtsprechung des Bundessoziaigerichts, wonach 
das Abkommen auf die Beitragserstattung in der Ren- 
tenversicherung als „einmalige Leistung“ nicht 
anwendbar ist. Dieses Ergebnis war seinerzeit von den 
vertragschließenden Parteien nicht beabsichtigt. Das 
Abkommen enthäit nämiich (jetzt und auch künftig) in 
seinem Artikei 1 0 u. a. die Gleichstellung der versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung in der Türkei mit derjeni- 
gen in der Bundesrepublik Deutschiand bezüglich des 
Ausschlusses des Anspruchs auf Beitragserstattung 
(§ 1303 Abs. 1 RVO), um insoweit für türkische und 
deutsche Staatsangehörige eine gebietliche Tatbe- 
standsgleichsteiiung zu schaffen. Mit dem Inkrafttreten 
des Zusatzabkommens wird diese Rechtsiage wieder- 
hergesteilt. 

Zu Artikel 1 Nr. 32 

Das Schlußprotokoll zum Abkommen wurde im Ganzen 
neugefaßt (vgl. dazu die Ausführungen zu den einzelnen 
Bestimmungen des Zusatzabkommens). 
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Die Bestimmung unter Ziffer 16 des Schlußprotokolls 
soll sicherstellen, daß innerstaatliches deutsches Wie- 
dergutmachungsrecht, soweit es günstigere Regelun- 
gen enthält, dem Abkommen vorgeht. 

Zu den Artikeln 2 bis 4 

Diese Bestimmungen enthalten die üblichen Über- 
gangs- und Schlußbestimmungen sowie die Berlin- 
Klausel. Artikel 4 Abs. 3, der im Zusammenhang mit Arti- 


kel 1 Nr. 5 und 1 6 steht, sieht die rückwirkende Anwen- 
dung des neuen Artikels 15a sowie des neuen Artikels 
4 a (Gebietsgleichstellung) und aller damit zusammen- 
hängenden Regelungen vor (vgl. dazu die Ausführungen 
unter I. Allgemeines und zu Artikel 1 Nr. 5 und 16). Von 
der Rückwirkung des Artikels 4 a ausgenommen blei- 
ben die in Abschnitt II des Abkommens enthaltenen 
Bestimmungen über die Krankenversicherung, da das 
neue Auslandsrentenrecht insoweit ohne Bedeutung 
ist. 


Denkschrift zur Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 


Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur Anwen- 
dung des Abkommens erforderlichen Bestimmungen, 
die vor allem technischer Art sind. Sie betreffen insbe- 
sondere Anzeige- und Mitteilungspflichten zwischen 
den Versicherungsträgern beider Vertragsstaaten 
sowie zwischen den betroffenen Personen und den Ver- 
sicherungsträgern, das Ausstellen und die Verwendung 
von Bescheinigungen und das Verfahren bei Zahlungen 
in den anderen Vertragsstaat. 

Insbesondere werden nach Artikel 3 die Verbindungs- 
stellen und einzelne Träger der Rentenversicherung 
ermächtigt, die im Rahmen ihrer Zuständigkeit notwen- 
digen Verwaltungsmaßnahmen unter Beteiligung der 
zuständigen Behörde zu treffen. 

Artikel 4 regelt die Verwaltungshilfe der Versiche- 
rungsträger und der Verbindungsstellen und schreibt 
die gegenseitige Unterrichtung über die rechtserheb- 


lichen Tatsachen sowie den Austausch der erforder- 
lichen Beweismittel vor. 

Die Artikel 8 bis 11 enthalten Bestimmungen für die 
Krankenversicherung. 

Artikel 8 regelt die Überprüfung der Arbeitsunfähigkeit 
bei Inanspruchnahme von Geldleistungen (Kranken- 
geld) im anderen Vertragsstaat. 

Artikel 10 enthält Regelungen über die pauschale 
Kostenerstattung. 

Artikel 11 enthält eine Tatbestandsgleichstellung in 
bezug auf die Gewährung des Entbindungspausch- 
betrages (§ 198 RVO). 

Artikel 12 enthält eine Regelung für die Anzeige von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. 

Die Artikel 15 und 16 enthalten die üblichen Schluß- 
bestimmungen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte sichergesteilt 
werden, daß diejenigen Arbeitnehmer, die auf Grund der 
bisherigen Rechtslage eine Beitragsrückerstattung erwar- 
tet haben, nicht enttäuscht werden. 

Mit der Regelung in Artikel 1 Nr. 31 des Zusatzabkom- 
mens in Verbindung mit Artikel 10 des Abkommens wird 
die Möglichkeit der Beitragserstattung von Rentenversi- 
cherungsbeiträgen (Kapitalisierung) türkischer Rückkehrer 
massiv eingeschränkt. Künftig können danach nur noch 
dann die Rentenbeiträge erstattet werden, wenn während 
der zweijährigen Wartezeit in der Türkei keine versiche- 
rungspflichtige Tätigkeit ausgeübt wird. Dies ist aber für 
die meisten Rückkehrer keine Alternative, da sie ja gerade 
mit dem Kapital aus der Beitragserstattung entweder eine 
(selbständige) Tätigkeit in der Türkei aufnehmen wollen 
und/oder sich damit in die türkische Rentenversicherung 
einkaufen wollen. 

Da die Beitragsrückerstattung für die allermeisten rückkeh- 
renden türkischen Arbeitnehmer ein entscheidender Rück- 
kehrgrund ist, ergeben sich bei isoliertem Inkrafttreten des 
Zusatzabkommens folgende Konsequenzen: 


- Wer jetzt im Vertrauen auf die alte Regelung zurück- 
kehrt, sieht sich bei der Antragstellung nach zweijähri- 
ger Wartezeit vor einer anderen rechtlichen Ausgangs- 
basis, die nachträglich eine Erstattung in den meisten 
Fällen unmöglich machen wird. 

- Werden potentielle türkische Rückkehrer über die Fol- 
gen des Zusatzabkommens aufgeklärt - was auch 
bereits durch die türkische Presse geschieht -, wird 
voraussichtlich die Rückkehrbereitschaft stark gemin- 
dert. 

- Ein Abwarten des deutschen Rentenanspruchs in der 
Bundesrepublik Deutschland ist aber für potentielle 
„Altersrückkehrer“, die zunehmend von Arbeitslosigkeit 
betroffen sind, weder in deren eigenem Interesse noch 
im Interesse der Bundesrepublik Deutschland. 

Ein isoliertes Inkrafttreten des Zusatzabkommens ohne die 
Folgen ausgleichender Maßnahmen hätte daher neben 
den beschriebenen Konsequenzen auch nachteilige Fol- 
gen für die Sicherung der Rentenfinanzierung. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung schlägt vor, der Stellungnahme des 

Bundesrates wie folgt Rechnung zu tragen: 

1 . In das Vertragsgesetz soll folgende Vorschrift aufge- 
nommen werden: 

„Artikel 2 a 

Bel Versicherten, auf die das Abkommen in der Fas- 
sung des Zusatzabkommens Anwendung findet und 
die den Geltungsbereich dieses Gesetzes bis 1 7. März 
1987 auf Dauer verlassen haben, gelten die 
Anspruchsvoraussetzungen für die Beitragserstattung 
nach § 1303 Abs. 1 Satz 3 der Reichsversicherungs- 
ordnung, nach § 82 Abs. 1 Satz 3 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes und nach § 95 Abs. 1 Satz 2 des 
Reichsknappschaftsgesetzes im Zeitpunkt der Aus- 
reise als erfüllt; die Beiträge werden frühestens nach 
Ablauf der in den genannten Vorschriften vorgesehe- 
nen zweijährigen Frist erstattet.“ 

2. Artikel 1 und 4 sind wegen der Notwendigkeit der 
Einbeziehung des Notenwechsels vom 27. März/ 
24. Juni 1986 wie folgt zu fassen: 

„Artikel 1 

Folgenden zwischenstaatlichen Übereinkünften wird 
zugestimmt: 


Begründung 

Der vorgesehene Artikel 2 a enthält eine aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen - Vertrauensschutz - gebotene Über- 
gangsregelung zugunsten türkischer Arbeitnehmer, die 
nach einer Beschäftigung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bereits In die Türkei zurückgekehrt sind oder bis 
17. März 1987 zurückkehren werden und bis dahin nicht 
mehr die nach Innerstaatlichem Recht vorgesehene Zwei- 
jahresfrist erfüllen können, um den Anspruch auf Beitrags- 
erstattung geltend zu machen. Da diese türkischen Arbeit- 
nehmer in vielen Fällen In sicherer En/vartung der Beltrags- 
erstattung in die Türkei zurückgekehrt sind oder ihre Rück- 
kehr planten sowie in vielen Fällen auch entsprechende 
Vermögensdispositionen getroffen haben, soll ihnen die 
Möglichkeit eingeräumt werden, Beitragserstattung zu ver- 
langen, ohne daß auf sie schon die diesbezüglichen Ein- 
schränkungen des Zusatzabkommens Anwendung finden. 
Hierzu wird fingiert, daß alle rechtlichen Voraussetzungen 
für die Geltendmachung des Erstattungsanspruchs im 
Zeitpunkt der Rückkehr vorliegen. 

Im Hinblick auf die Auswirkungen der Übergangsregelung 
auf den persönlichen Anwendungsbereich des Zusatzab- 
kommens hat die Bundesregierung der türkischen Regie- 
rung die beabsichtigte Übergangsregelung durch eine an 
die türkische Botschaft gerichtete Verbalnote des Auswär- 
tigen Amtes vom 27. März 1986 notifiziert. Die türkische 
Botschaft hat durch Verbalnote vom 24. Juni 1986 mitge- 


1 . Dem in Ankara am 2. November 1984 Unterzeichne- 
ten Zusatzabkommen zum Abkommen vom 
30. April 1964 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Türkei über Soziale 
Sicherheit (BGBl. 1965 II S. 1169), geändert durch 
das Änderungsabkommen vom 28. Mai 1969 
(BGBl. 1972 II S. 1) und das Zwischenabkommen 
vom 25. Oktober 1974 (BGBl. 1975 II S. 373), sowie 
dem hierzu ergangenen Notenwechsel vom 
27. März/24. Juni 1986, 

2. der in Ankara am 2. November 1984 Unterzeichne- 
ten Vereinbarung zur Durchführung des Abkom- 
mens vom 30. April 1964. 

Das Zusatzabkommen, der Notenwechsel und die 
Durchführungsvereinbarung werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Zusatzabkommen nach 
seinem Artikel 4 Abs. 2, die Vereinbarung zur Durch- 
führung des Abkommens nach ihrem Artikel 16 sowie 
der Notenwechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben.“ 


teilt, daß die türkische Seite der vorgesehenen Vorschrift 
zustimmt. Der Text beider Verbalnoten ist in das Vertrags- 
gesetz einzubeziehen, da durch sie der Vertrag modifiziert 
wird. Als ergänzendes völkerrechtliches Instrument wird er 
gleichzeitig mit der Verkündung des Vertragsgesetzes Im 
Bundesgesetzblatt Teil II veröffentlicht. 

Eine eingehende Fühlungnahme mit der türkischen Seite 
hat ergeben, daß eine weitergehende Übergangsregelung 
von der türkischen Regierung nicht hingenommen werden 
würde. Die Bundesregierung hält eine solche weiterge- 
hende Übergangsregelung aber auch nicht für geboten. 
Der betroffene Personenkreis ist bereits anläßlich der Stel- 
lungnahme des Bundesrates durch verschiedene Veröf- 
fentlichungen auch der in der Bundesrepublik Deutschland 
erscheinenden türkischen Zeitungen auf die nach dem 
Zusatzabkommen künftig geltende Rechtslage hingewie- 
sen worden und soll In Zusammenhang mit der Gegenäu- 
ßerung der Bundesregierung nochmals über diese Rechts- 
lage und über die vorgesehene Übergangsregelung unter- 
richtet werden. Damit haben auch die türkischen Arbeit- 
nehmer, die noch in ihr Heimatland zurückzukehren 
gedenken, hinreichend Zeit, um In Kenntnis der künftigen 
Rechtslage die notwendigen Entscheidungen zu treffen. 

Die Neufassung der Artikel 1 und 4 bezieht den Noten- 
wechsel in das Zustimmungsgesetz ein. 
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Verbalnote 

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Botschaft der Republik Türkei bezüglich des Zusatzab- 
kommens zum deutsch-türkischen Sozialversicherungsabkommen folgendes mitzuteilen: 

1 . Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 14. Juni 1985 den Entwurf eines Gesetzes zu 
dem Zusatzabkommen vom 2. November 1984 zum Abkommen vom 30. April 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei über Soziale 
Sicherheit und zu der Vereinbarung vom 2. November 1984 zur Durchführung des 
Abkommens (Im folgenden als Vertragsgesetz bezeichnet) beraten und wie folgt Stel- 
lung genommen: 

„Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte sichergestellt werden, daß diejenigen 
Arbeitnehmer, die aufgrund der bisherigen Rechtslage eine Beitragsrückerstattung 
erwartet haben, nicht enttäuscht werden.“ 

2. Die Bundesregierung beabsichtigt, der Stellungnahme des Bundesrates dadurch Rech- 
nung zu tragen, daß sie dem Deutschen Bundestag vorschlägt, folgende Vorschrift in 
das Vertragsgesetz aufzunehmen: 

„Bei Versicherten, auf die das Abkommen in der Fassung des Zusatzabkommens 
Anwendung findet, und die den Geltungsbereich dieses Gesetzes bis . . . (an dieser 
Stelle wird im Vertragsgesetz das Datum stehen, das sechs Monate nach der Gegenäu- 
ßerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates liegt.) ... auf Dauer 
verlassen haben, gelten die Anspruchsvoraussetzungen für die Beitragserstattung nach 
Paragraph 1303 Abs. 1 Satz 3 der Reichsversicherungsordnung, nach Paragraph 82 
Abs. 1 Satz 3 des Angestelltenversicherungsgesetzes und nach Paragraph 95 Abs. 1 
Satz 2 des Reichsknappschaftsgesetzes im Zeitpunkt der Ausreise als erfüllt. Die 
Beiträge werden frühestens nach Ablauf der in den genannten Vorschriften vorgesehe- 
nen zweijährigen Frist erstattet.“ 

3. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ist der Ansicht, daß die unter Ziffer 2 
dieser Verbalnote erwähnte Vorschrift, die sie dem Deutschen Bundestag vorzuschla- 
gen beabsichtigt, der geeignetste Weg ist, der eingangs aufgeführten Stellungnahme 
des Bundesrates in Übereinstimmung mit dem Zusatzabkommen vom 2. November 
1984 gerecht zu werden und eine zügige Ratifikation des Zusatzabkommens zu 
ermöglichen. 

Das Auswärtige Amt bittet, den Empfang dieser Verbalnote zu bestätigen. 

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, der Botschaft der Republik Türkei erneut ihrer 

ausgezeichneten Hochachtung zu versichern. 

Bonn, den 27. März 1986 


Verbalnote 

Die Türkische Botschaft begrüßt das Auswärtige Amt und beehrt sich, den Erhalt der 
dortigen Verbalnote vom 27. März 1986 - 513-540.SV 41/1-TÜR - dankend zu bestätigen. 

in Beantwortung der o. g. Verbalnote beehrt sich die hiesige Botschaft mitzuteilen, daß die 
türkische Seite der von der Bundesregierung unter Berücksichtigung der Stellungnahme 
des Bundesrates zum Gesetzentwurf zu dem Zusatzabkommen vom 2. November 1984 
zum Abkommen vom 30. April 1964 zwischen der Republik Türkei und der Bundesrepublik 
Deutschland vorgeschlagenen Vorschrift zustimmt. Diese Zustimmung wird mit dem Datum 
des Inkrafttretens des Zusatzabkommens wirksam. 

Die Türkische Botschaft benutzt diesen Anlaß, das Auswärtige Amt erneut Ihrer ausgezeich- 
neten Hochachtung zu versichern. 

Bonn, den 24. Juni 1986 
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